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35. Gesetz vom 26. März 2003 über das Dienstrecht der Vertragsbediensteten der Stadt Innsbruck (Innsbrucker Ver-
tragsbedienstetengesetz – I-VBG)

36. Verordnung der Landesregierung vom 29. April 2003, mit der die Hauptschulsprengelverordnung geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit im Abs. 2 nichts ande-
res bestimmt ist, für alle Bediensteten, die in einem pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck ste-
hen (Vertragsbedienstete).

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für: 
a) Personen, für deren Dienstverhältnis das Schau-

spielergesetz gilt;
b) das technische Personal und das Verwaltungsper-

sonal des Tiroler Landestheaters;
c) Personen, für deren Dienstverhältnis das Hausbe-

sorgergesetz gilt;
d) Personen, die beim Tiroler Symphonieorchester

Innsbruck verwendet werden und für deren Dienstver-
hältnis eine besondere Dienstordnung gilt;

e) Lehrlinge und Praktikanten;
f) Konsiliarärzte und Konsiliartierärzte;
g) Personen, für deren Dienstverhältnis die Land-

arbeitsordnung 2000, LGBl. Nr. 27, in der jeweils gel-
tenden Fassung gilt;

h) Personen, für deren Dienstverhältnis das Gutsan-
gestelltengesetz gilt;

i) Personen, für die das Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungsgesetz gilt;

j) Personen, die befristet für die Dauer von höchstens
acht Monaten oder nur fallweise verwendet werden oder
die, wenn auch regelmäßig, nur im Ausmaß von weniger
als 30 v. H. der Vollbeschäftigung verwendet werden;

k) Musikschullehrer an der Musikschule Innsbruck.

§ 2
Ansprüche bei Präsenzdienst

Auf das Dienstverhältnis der Vertragsbediensteten
findet, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, das Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 sinngemäß
mit der Maßgabe Anwendung, dass während eines Prä-
senzdienstes nach § 36 Abs. 1 des Heeresgebührenge-
setzes 2001 kein Anspruch auf Bezüge besteht.

§ 3
Dienstposten

(1) In dem einen Teil des Voranschlages der Stadt
Innsbruck bildenden Dienstpostenplan dürfen Dienst-
posten für Vertragsbedienstete nur in der zur Bewälti-
gung der Aufgaben der Stadt Innsbruck zwingend not-
wendigen Art und Anzahl vorgesehen werden.

(2) Durch Abs. 1 werden die Rechtsbeziehungen zwi-
schen Dienstgeber und Dienstnehmer nicht berührt.

§ 4
Aufnahme

(1) Als Vertragsbedienstete dürfen, soweit in den
Abs. 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist, nur Personen
aufgenommen werden, die

a) bei Verwendungen nach § 14 Abs. 1 österreichische
Staatsbürger oder bei sonstigen Verwendungen öster-
reichische Staatsbürger oder Staatsangehörige eines
Landes, dessen Angehörigen Österreich aufgrund eines
Staatsvertrages im Rahmen der europäischen Integra-
tion dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewäh-
ren hat wie österreichischen Staatsbürgern, sind,

b) voll handlungsfähig sind und
c) die persönliche und fachliche Eignung für die vor-

gesehene Verwendung besitzen.
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(2) Die Voraussetzung nach Abs. 1 lit. b entfällt bei
Personen, die aus dem Grund der Minderjährigkeit nicht
voll handlungsfähig sind.

(3) Die Voraussetzung der fachlichen Eignung nach
Abs. 1 lit. c umfasst auch die Beherrschung der deut-
schen Sprache in Wort und Schrift. Bei Verwendungen,
für deren Ausübung die Beherrschung der deutschen
Sprache in geringerem Umfang genügt, ist ihre Beherr-
schung in dem für diese Verwendung erforderlichen
Ausmaß nachzuweisen.

(4) Stehen geeignete Bewerber nicht zur Verfügung,
so kann in begründeten Ausnahmefällen von der Vo-
raussetzung der österreichischen Staatsbürgerschaft
nach Abs. 1 lit. a zweiter Fall und von den Vorausset-
zungen nach Abs. 1 lit. c abgesehen werden. Dies gilt
insbesondere für Behinderte nach dem Behindertenein-
stellungsgesetz.

(5) Eine vor der Vollendung des 18. Lebensjahres als
Vertragsbediensteter zurückgelegte Zeit ist für Rechte,
die von der Dauer des Dienstverhältnisses oder von der
Dauer einer bestimmten Dienstzeit abhängen, nur in
den Fällen der Jubiläumszuwendung und der §§ 51
und 55 zu berücksichtigen.

§ 5
Übernahme aus einem anderen

Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck

Wird ein Bediensteter aus einem Dienstverhältnis zur
Stadt Innsbruck, auf das dieses Gesetz nicht anzuwen-
den war, in ein Dienstverhältnis übernommen, auf das
dieses Gesetz anzuwenden ist, so ist er vom Zeitpunkt
der Übernahme an so zu behandeln, als ob er schon wäh-
rend der Dauer des früheren Dienstverhältnisses Ver-
tragsbediensteter nach diesem Gesetz gewesen wäre.

§ 6
Dienstvertrag, Dienstverhältnis 

auf bestimmte Zeit

(1) Dem Vertragsbediensteten ist unverzüglich nach
dem Beginn des Dienstverhältnisses und spätestens ei-
nen Monat nach dem Wirksamkeitsbeginn jeder Ände-
rung des Dienstvertrages eine schriftliche Ausfertigung
des Dienstvertrages bzw. allfälliger Nachträge zum
Dienstvertrag auszufolgen. Sie ist von beiden Vertrags-
teilen zu unterschreiben.

(2) Der Dienstvertrag hat jedenfalls Bestimmungen
darüber zu enthalten,

a) mit welchem Tag das Dienstverhältnis beginnt,
b) ob der Vertragsbedienstete für einen bestimmten

Dienstort oder für einen bestimmten örtlichen Verwal-
tungsbereich aufgenommen wird,

c) ob und für welche Person der Vertragsbedienstete
zur Vertretung aufgenommen wird,

d) ob das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit oder
auf unbestimmte Zeit eingegangen wird, und bei Dienst-
verhältnissen auf bestimmte Zeit, wann das Dienstver-
hältnis endet,

e) für welche Verwendung der Vertragsbedienstete auf-
genommen wird sowie welchem Entlohnungsschema
und welcher Entlohnungsgruppe er zugewiesen wird,

f) mit welchem Beschäftigungsausmaß der Vertrags-
bedienstete beschäftigt wird (Vollbeschäftigung oder
Teilbeschäftigung),

g) dass dieses Gesetz und die in seiner Durchführung
erlassenen Verordnungen in der jeweils geltenden Fas-
sung auf das Dienstverhältnis Anwendung finden.

(3) Das Dienstverhältnis gilt nur dann als auf be-
stimmte Zeit eingegangen, wenn es von vornherein auf
die Besorgung einer bestimmten, zeitlich begrenzten
Arbeit oder auf einen kalendermäßig bestimmten Zeit-
raum abgestellt ist.

(4) Ein Dienstverhältnis, das auf bestimmte Zeit ein-
gegangen wurde, kann einmal auf bestimmte Zeit ver-
längert werden. Die Verlängerung darf drei Monate nicht
überschreiten. Wird das Dienstverhältnis darüber hi-
naus fortgesetzt, so ist es von da ab so anzusehen, als
wäre es von Anfang an auf unbestimmte Zeit eingegan-
gen worden.

(5) Abs. 4 gilt nicht,
a) wenn der Vertragsbedienstete nur zur Vertretung

aufgenommen wurde oder
b) wenn das Dienstverhältnis zu dem Zweck, eine

berufliche Ausbildung zu ermöglichen, eingegangen
wurde oder

c) wenn das Dienstverhältnis des Vertragsbedienste-
ten im Anschluss an ein Dienstverhältnis, das zum
Zweck der im Berufsausbildungsgesetz vorgesehenen
Weiterverwendung von ausgelernten Lehrlingen abge-
schlossen wurde, zur Vertretung verlängert wird oder

d) im Falle eines Dienstverhältnisses, das auf be-
stimmte Zeit im Zusammenhang mit der Besorgung von
Aufgaben der europäischen Integration eingegangen
wird. 

In den Fällen der lit. a bis d können Dienstverhält-
nisse mehrmals auf bestimmte Zeit verlängert werden.
Für Ansprüche aus solchen Dienstverhältnissen, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, sind Zei-
ten früherer befristeter und allfälliger unbefristeter
Dienstverhältnisse zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft, soweit im § 51 Abs. 9 nichts anderes bestimmt
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ist, zu berücksichtigen, wenn zwischen der Beendigung
des früheren Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses
und der Aufnahme jeweils nicht mehr als zehn Wochen
verstrichen sind und das frühere Dienst- oder Ausbil-
dungsverhältnis jeweils durch Zeitablauf oder durch
Kündigung seitens des Dienstgebers geendet hat. Über-
steigt die gesamte Dienstzeit der mit einem Vertragsbe-
diensteten zu Vertretungszwecken aufeinander folgend
eingegangenen befristeten Dienstverhältnisse fünf
Jahre, so gilt das zuletzt eingegangene Dienstverhältnis
ab diesem Zeitpunkt als unbefristetes Dienstverhältnis.

(6) Für den ersten Monat des Dienstverhältnisses
kann eine Probezeit vereinbart werden.

2 .  A b s c h n i t t
Pflichten des Vertragsbediensteten

§ 7
Allgemeine Dienstpflichten

(1) Der Vertragsbedienstete hat seine dienstlichen
Aufgaben unter Beachtung der geltenden Rechtsord-
nung treu, gewissenhaft und unparteiisch mit den ihm
zur Verfügung stehenden Mitteln aus eigenem zu be-
sorgen.

(2) Der Vertragsbedienstete hat in seinem gesamten
Verhalten darauf Bedacht zu nehmen, dass das Vertrauen
der Allgemeinheit in die sachliche Besorgung seiner
dienstlichen Aufgaben erhalten bleibt.

(3) Der Vertragsbedienstete hat die Parteien im Rah-
men seiner dienstlichen Aufgaben zu unterstützen, so-
weit dies mit den Interessen des Dienstes und dem
Gebot der Unparteilichkeit vereinbar ist.

§ 8
Dienstpflichten gegenüber Vorgesetzten

(1) Der Vertragsbedienstete hat seine Vorgesetzten
zu unterstützen und ihre Weisungen, soweit verfas-
sungsgesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zu befol-
gen. Vorgesetzter ist jeder Organwalter, der mit der
Dienst- oder Fachaufsicht über den Vertragsbedienste-
ten betraut ist.

(2) Der Vertragsbedienstete kann die Befolgung einer
Weisung ablehnen, wenn die Weisung von einem unzu-
ständigen Organ erteilt wurde oder wenn die Befolgung
der Weisung gegen strafgesetzliche Vorschriften versto-
ßen würde.

(3) Hält der Vertragsbedienstete die Weisung eines
Vorgesetzten aus einem anderen Grund für rechtswid-
rig, so hat er, sofern es sich nicht wegen Gefahr im Ver-
zug um eine unaufschiebbare Maßnahme handelt, vor

der Befolgung der Weisung seine Bedenken dem Vorge-
setzten mitzuteilen. Erteilt hierauf der Vorgesetzte die-
selbe Weisung schriftlich, so hat sie der Vertragsbediens-
tete zu befolgen. Tut der Vorgesetzte dies nicht, so gilt
die Weisung als zurückgezogen.

§ 9
Dienstpflichten des Vorgesetzten

(1) Der Vorgesetzte hat darauf zu achten, dass seine
Mitarbeiter die dienstlichen Aufgaben rechtmäßig,
zweckmäßig, wirtschaftlich und sparsam besorgen. Er
hat seine Mitarbeiter dabei anzuleiten, ihnen erforder-
lichenfalls Weisungen zu erteilen, aufgetretene Fehler
und Missstände abzustellen und für die Einhaltung der
Dienstzeit zu sorgen. Er hat das dienstliche Fortkom-
men seiner Mitarbeiter entsprechend ihren Leistungen
zu fördern und dafür zu sorgen, dass ihre Verwendung
ihren Fähigkeiten so weit wie möglich entspricht. Der
Vorgesetzte hat auch für eine gerechte Aufteilung der
Arbeit auf seine Mitarbeiter zu sorgen und den Mitar-
beitern mit Anstand und Achtung zu begegnen.

(2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Teiles
einer Dienststelle hat überdies für ein geordnetes Zu-
sammenwirken der einzelnen ihm unterstehenden Or-
ganisationseinheiten zur Sicherstellung einer rechtmä-
ßigen, zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen
Besorgung der Aufgaben zu sorgen.

(3) Wird dem Vorgesetzten bei der Besorgung seiner
dienstlichen Aufgaben der begründete Verdacht einer
von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren
Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich einer von
ihm geleiteten Organisationseinheit betrifft, so hat er
diesen Verdacht – unbeschadet einer allfälligen Melde-
pflicht nach § 11 Abs. 1 – unverzüglich der zur Anzeige
berufenen Stelle zu melden, oder, wenn er hiezu selbst
berufen ist, die Anzeige zu erstatten. Die Anzeigepflicht
richtet sich nach § 84 der Strafprozessordnung 1975.

(4) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 3 besteht,
a) wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beein-

trächtigen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen
Vertrauensverhältnisses bedarf, oder

b) wenn und solange hinreichende Gründe für die
Annahme vorliegen, die Strafbarkeit werde binnen
kurzem durch schadensbereinigende Maßnahmen ent-
fallen.

§ 10
Dienstweg

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anbringen, die sich
auf sein Dienstverhältnis oder auf seine dienstlichen
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Aufgaben beziehen, bei seinem unmittelbaren Vorge-
setzten einzubringen. Dieser hat das Anbringen unver-
züglich an die zuständige Stelle weiterzuleiten.

(2) Der Vertragsbedienstete kann von der Einbrin-
gung im Dienstweg absehen, wenn Gefahr im Verzug ist
oder wenn ihm die Einhaltung des Dienstweges nicht
zumutbar ist.

§ 11
Meldepflichten

(1) Wird dem Vertragsbediensteten bei der Besor-
gung seiner dienstlichen Aufgaben der begründete Ver-
dacht einer von Amts wegen zu verfolgenden gericht-
lich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungs-
bereich der Dienststelle betrifft, der der Vertragsbe-
dienstete angehört, so hat er diesen Verdacht, soweit in
den Abs. 2 und 3 nichts anderes bestimmt ist, unver-
züglich seinem unmittelbaren Vorgesetzten zu melden.

(2) Keine Pflicht zur Meldung nach Abs. 1 besteht,
wenn die Meldung eine amtliche Tätigkeit beeinträchti-
gen würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Ver-
trauensverhältnisses bedarf.

(3) Der Leiter der Dienststelle kann aus Gründen, die
a) in der Person, auf die sich die amtliche Tätigkeit

bezieht, oder
b) in der amtlichen Tätigkeit selbst 

gelegen sind, abweichend vom Abs. 2 eine Meldepflicht
verfügen.

(4) Ist eine Dienstverhinderung des Vertragsbediens-
teten ganz oder teilweise auf das Einwirken Dritter zu-
rückzuführen, so hat dies der Vertragsbedienstete un-
verzüglich dem Dienstgeber zu melden. Auf Verlangen
des Dienstgebers hat der Vertragsbedienstete sämtliche
für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen erfor-
derlichen Daten und Beweismittel bekannt zu geben.

(5) Der Vertragsbedienstete hat unbeschadet sonsti-
ger Meldepflichten dem Dienstgeber zu melden:

a) Namensänderungen,
b) Standesänderungen,
c) jede Veränderung seiner Staatsbürgerschaft oder

Staatsangehörigkeit(en),
d) Wohnsitzänderungen,
e) den Verlust einer für die Ausübung des Dienstes

erforderlichen behördlichen Berechtigung oder Befähi-
gung,

f) durch Bescheid festgestellte Minderungen der Er-
werbsfähigkeit um mindestens 50 v. H.,

g) den Besitz einer Bescheinigung des Pensionsversi-
cherungsträgers über die vorläufige Krankenversiche-

rung nach § 10 Abs. 7 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes,

h) den Verlust oder die Beschädigung der vom Dienst-
geber zur Verfügung gestellten Sachbehelfe.

§ 12
Verbot der Geschenkannahme

(1) Dem Vertragsbediensteten ist es untersagt, bei der
Besorgung seiner dienstlichen Aufgaben oder im Zu-
sammenhang damit für sich oder einen Dritten ein Ge-
schenk, einen anderen Vermögensvorteil oder sonstige
Vorteile zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen
zu lassen.

(2) Ortsübliche oder landesübliche Aufmerksamkei-
ten von geringem Wert gelten nicht als Geschenke im
Sinne des Abs. 1.

(3) Der Vertragsbedienstete darf Ehrengeschenke
annehmen. Er hat den Dienstgeber hievon in Kenntnis
zu setzen. Untersagt der Dienstgeber innerhalb eines
Monats die Annahme, so ist das Ehrengeschenk zurück-
zugeben.

§ 13
Amtsverschwiegenheit

(1) Der Vertragsbedienstete ist zur Verschwiegenheit
über alle ihm ausschließlich aus seiner dienstlichen Tä-
tigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheim-
haltung im Interesse der Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden
Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im
wirtschaftlichen Interesse einer Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung
oder im überwiegenden Interesse der Parteien geboten
ist, gegenüber jedermann, dem er über solche Tatsachen
nicht eine amtliche Mitteilung zu machen hat, ver-
pflichtet (Amtsverschwiegenheit).

(2) Die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit
besteht auch nach der Beendigung des Dienstverhält-
nisses.

(3) Hat der Vertragsbedienstete vor Gericht oder vor
einer Verwaltungsbehörde auszusagen und lässt sich aus
der Ladung erkennen, dass der Gegenstand der Aussage
der Amtsverschwiegenheit unterliegen könnte, so hat er
den Dienstgeber hievon zu verständigen. Der Dienst-
geber hat zu entscheiden, ob der Vertragsbedienstete
von der Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit zu
entbinden ist. Der Dienstgeber hat dabei das Interesse
an der Geheimhaltung gegen das Interesse an der Aus-
sage abzuwägen. Dabei ist der Zweck des Verfahrens so-
wie der dem Vertragsbediensteten allenfalls drohende
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Schaden zu berücksichtigen. Der Dienstgeber kann den
Vertragsbediensteten von der Verpflichtung zur Amts-
verschwiegenheit unter der Voraussetzung entbinden,
dass die Öffentlichkeit von jenem Teil der Aussage, der
den Gegenstand der Entbindung bildet, ausgeschlossen
wird.

(4) Lässt sich aus der Ladung nicht erkennen, dass
der Gegenstand der Aussage der Amtsverschwiegenheit
unterliegen könnte, und stellt sich dies erst bei der Ver-
nehmung des Vertragsbediensteten heraus, so hat der
Vertragsbedienstete die Beantwortung weiterer Fragen
zu verweigern. Hält die vernehmende Stelle die Aussage
für erforderlich, so hat sie die Entbindung des Ver-
tragsbediensteten von der Amtsverschwiegenheit zu be-
antragen. Abs. 3 zweiter bis fünfter Satz gilt sinngemäß.

(5) Hinsichtlich der Zuständigkeit zur Entbindung
von der Amtsverschwiegenheit gelten die entsprechen-
den gesetzlichen Bestimmungen für Beamte der Stadt
Innsbruck sinngemäß.

§ 14
Verwendungsbeschränkungen

(1) Verwendungen, die ein Verhältnis besonderer Ver-
bundenheit zur Republik Österreich voraussetzen, das
nur von österreichischen Staatsbürgern erwartet werden
kann, sind ausschließlich Vertragsbediensteten mit
österreichischer Staatsbürgerschaft zuzuweisen. Solche
Verwendungen sind insbesondere jene, die

a) die unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der
Besorgung hoheitlicher Aufgaben und

b) die Wahrnehmung allgemeiner Belange des Staates
beinhalten.

(2) Vertragsbedienstete, die mit anderen Bedienste-
ten verheiratet sind oder die mit anderen Bediensteten
in einem Wahlkindschaftsverhältnis stehen oder in auf-
oder absteigender Linie oder bis einschließlich zum drit-
ten Grad der Seitenlinie verwandt oder verschwägert
sind, dürfen mit diesen nicht in folgenden Nahever-
hältnissen verwendet werden:

a) Weisungs- oder Kontrollbefugnis des einen gegen-
über dem anderen,

b) Verrechnung oder Geld- oder Materialgebarung.
(3) Von den Verwendungsbeschränkungen nach

Abs. 2 können Ausnahmen zugelassen werden, wenn aus
besonderen Gründen eine Beeinträchtigung dienstlicher
Interessen nicht zu befürchten ist.

§ 15
Befangenheit

Der Vertragsbedienstete hat sich seiner dienstlichen
Tätigkeit zu enthalten und seine Vertretung zu veranlas-

sen, wenn wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind,
seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. Bei
Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch ein
anderes Organ nicht sogleich bewirkt werden kann, auch
ein befangener Vertragsbediensteter die unaufschiebba-
ren Tätigkeiten selbst vorzunehmen. Sonstige die Be-
fangenheit regelnde Vorschriften bleiben unberührt.

§ 16
Nebenbeschäftigung

(1) Der Vertragsbedienstete darf keine Nebenbe-
schäftigung ausüben, die ihn an der Erfüllung seiner
dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner
Befangenheit hervorruft oder sonstige wesentliche
dienstliche Interessen gefährdet.

(2) Der Vertragsbedienstete hat jede erwerbsmäßige
Nebenbeschäftigung unverzüglich dem Dienstgeber zu
melden. Eine Nebenbeschäftigung ist erwerbsmäßig,
wenn sie die Schaffung von nennenswerten Einkünften
in Form von Geld oder sonstigen Gütern bezweckt.

(3) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Ver-
waltungsrat oder in einem sonstigen Organ einer auf
Gewinn gerichteten juristischen Person hat der Ver-
tragsbedienstete jedenfalls zu melden.

§ 17
Versetzung, Dienstzuteilung

Der Vertragsbedienstete kann, wenn es im Interesse
des Dienstes notwendig ist, ohne seine Zustimmung
versetzt, dienstzugeteilt oder vorübergehend auch zu
anderen Aufgaben als zu solchen, die zu dem ihm zuge-
wiesenen Pflichtenkreis gehören, verwendet werden.
Bei einer Versetzung oder Dienstzuteilung an einen an-
deren Dienstort sind die persönlichen, familiären und
sozialen Verhältnisse des Vertragsbediensteten zu be-
rücksichtigen und eine angemessene Übersiedlungsfrist
zu gewähren.

§ 18
Entsendung zu Aus- 

und Fortbildungszwecken,
Entsendung zu einer 

zwischenstaatlichen Einrichtung

(1) Der Dienstgeber kann den Vertragsbediensteten
mit seiner Zustimmung

a) zu Ausbildungszwecken oder als nationalen Ex-
perten zu einer Einrichtung, die im Rahmen der euro-
päischen Integration oder der OECD tätig ist, oder

b) für eine im Interesse der Stadt Innsbruck gelegene
Tätigkeit zu einer sonstigen zwischenstaatlichen Ein-
richtung oder



S T Ü C K  17, NR. 35152

c) zu Aus- oder Fortbildungszwecken für seine
dienstliche Verwendung zu einer Einrichtung eines an-
deren inländischen Rechtsträgers im Inland oder

d) für eine Tätigkeit im Rahmen eines von einer
zwischenstaatlichen Einrichtung, der Österreich ange-
hört, getragenen Projekts zu einer außerhalb dieser ge-
legenen Einrichtung
entsenden.

(2) Eine Entsendung nach Abs. 1 gilt als Dienstzu-
teilung. Für die Dauer einer solchen Entsendung gilt die
betreffende Einrichtung als Dienststelle.

(3) Eine Entsendung nach Abs. 1 lit. b darf eine
Gesamtdauer von sechs Jahren im Rahmen des Dienst-
verhältnisses zur Stadt Innsbruck, eine Entsendung
nach Abs. 1 lit. c die dem Anlass angemessene Dauer,
nicht übersteigen.

(4) Erhält der Vertragsbedienstete für die Tätigkeit,
zu der er entsandt worden ist, oder im Zusammenhang
mit dieser Tätigkeit Zuwendungen von dritter Seite, so
hat er diese an die Stadt Innsbruck abzuführen.

§ 19
Dienstverhinderung

(1) Ist der Vertragsbedienstete durch Krankheit oder
aus einem anderen wichtigen Grund an der Ausübung
seines Dienstes verhindert, so hat er dies unverzüglich
seinem unmittelbaren Vorgesetzten anzuzeigen und auf
Verlangen des Vorgesetzten, oder, wenn er dem Dienst
länger als drei Arbeitstage fernbleibt, den Grund der
Verhinderung zu bescheinigen.

(2) Ein wegen Krankheit vom Dienst abwesender
Vertragsbediensteter ist verpflichtet, sich auf Anord-
nung des Dienstgebers einer amts- oder betriebsärzt-
lichen Untersuchung zu unterziehen.

(3) Kommt der Vertragsbedienstete einer Verpflich-
tung nach Abs. 1 oder 2 nicht nach, so verliert er für die
Dauer der Säumnis den Anspruch auf das Monatsent-
gelt einschließlich allfälliger Zulagen und Sonderzah-
lungen. Dies gilt nicht, wenn er glaubhaft macht, dass
der Erfüllung der Verpflichtung ein unabwendbares
Hindernis entgegengestanden ist.

§ 20
Dienstzeit

Im Sinne der §§ 20 bis 33 ist:
a) Dienstzeit die Zeit der im Dienstplan vorgeschrie-

benen Dienststunden, der Überstunden sowie jener
Teile der Bereitschaft und des Journaldienstes, während
derer der Vertragsbedienstete verpflichtet ist, seiner
dienstlichen Tätigkeit nachzugehen,

b) Tagesdienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines un-
unterbrochenen Zeitraumes von 24 Stunden und

c) Wochendienstzeit die Dienstzeit innerhalb eines
Zeitraumes von Montag bis einschließlich Sonntag.

§ 21
Dienstplan

(1) Der Vertragsbedienstete hat die im Dienstplan
vorgeschriebenen Dienststunden einzuhalten, wenn er
nicht vom Dienst befreit oder enthoben oder gerecht-
fertigt vom Dienst abwesend ist.

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Vertrags-
bediensteten beträgt 40 Stunden. Die Wochendienstzeit
ist unter Berücksichtigung der dienstlichen Erforder-
nisse und der berechtigten Interessen des Vertragsbe-
diensteten durch einen Dienstplan möglichst gleichmä-
ßig und bleibend auf die Tage der Woche aufzuteilen
(Normaldienstplan). Soweit nicht dienstliche oder
sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen, sind
Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage dienstfrei
zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige öffentliche
Interessen entgegenstehen, kann die gleitende Dienst-
zeit eingeführt werden. Gleitende Dienstzeit ist jene
Form der Dienstzeit, bei der der Vertragsbedienstete den
Beginn und das Ende seiner täglichen Dienstzeit inner-
halb festgesetzter Grenzen selbst bestimmen kann
(Gleitzeit) und während des übrigen Teiles der Dienst-
zeit jedenfalls Dienst zu versehen hat (Blockzeit). Bei
gleitender Dienstzeit ist dafür zu sorgen, dass die Er-
füllung der regelmäßigen Wochendienstzeit im mehr-
wöchigen Durchschnitt gewährleistet ist.

(4) Bei Schicht- oder Wechseldienst ist ein Schicht-
oder Wechseldienstplan zu erstellen. Dabei darf die re-
gelmäßige Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durch-
schnitt nicht über- oder unterschritten werden. Schicht-
dienst ist jene Form der Dienstzeit, bei der aus organi-
satorischen Gründen an einer Arbeitsstätte der Dienst-
betrieb über die Zeit des Normaldienstplanes hinaus
aufrecht erhalten werden muss und ein Bediensteter den
anderen ohne wesentliche zeitmäßige Überschneidung
an der Arbeitsstätte ablöst. Bei wesentlichen zeitmäßi-
gen Überschneidungen liegt Wechseldienst vor.

(5) Ist im Rahmen eines Schicht- oder Wechsel-
dienstplanes oder eines Normaldienstplanes regelmäßig
an Sonn- und Feiertagen Dienst zu leisten und wird der
Vertragsbedienstete zu solchen Sonn- und Feiertags-
diensten eingeteilt, so ist eine entsprechende Ersatz-
ruhezeit festzusetzen. Der Dienst an Sonn- oder Feier-
tagen gilt als Werktagsdienst. Wird der Vertragsbediens-
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tete während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung he-
rangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntagsdienst.

(6) Für Vertragsbedienstete, in deren Dienstzeit auf-
grund der Eigenart des Dienstes regelmäßig oder in er-
heblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw. Wartezei-
ten fallen und diese durch organisatorische Maßnahmen
nicht vermieden werden können, kann der Bürgermeis-
ter bestimmen, daß der Dienstplan eine längere als die
in den Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochendienstzeit um-
fasst (verlängerter Dienstplan). Soweit die Wochen-
dienstzeit nach dem verlängerten Dienstplan die in den
Abs. 2 oder 4 vorgesehene Wochendienstzeit übersteigt,
gilt diese Zeit nicht als Dienstzeit im Sinne der §§ 20
bis 33.

§ 22
Höchstgrenzen der Dienstzeit

(1) Die Tagesdienstzeit darf 13 Stunden nicht über-
schreiten.

(2) Von der Höchstgrenze nach Abs. 1 kann abge-
wichen werden,

a) bei Tätigkeiten, die an außerhalb des Dienstortes
gelegenen Orten zu verrichten sind, oder

b) bei Tätigkeiten, die notwendig sind, um die Kon-
tinuität des Dienstes oder der Produktion zu gewähr-
leisten, insbesondere

1. zur Betreuung oder Beaufsichtigung von Personen
in Heimen,

2. bei Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten,
3. bei land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeiten, 

wenn dem betroffenen Vertragsbediensteten innerhalb
der nächsten 14 Kalendertage eine Ruhezeit verlängert
wird. Die Ruhezeit ist in dem Ausmaß zu verlängern,
um das der verlängerte Dienst 13 Stunden überstiegen
hat.

(3) Die Wochendienstzeit darf innerhalb eines
Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen im Durch-
schnitt 48 Stunden nicht überschreiten. Bei der Ermitt-
lung der zulässigen Wochendienstzeit bleiben Zeiten, in
denen der Vertragsbedienstete vom Dienst befreit, ent-
hoben oder gerechtfertigt vom Dienst abwesend ist,
außer Betracht.

(4) Über die Höchstgrenze nach Abs. 3 hinaus sind
längere Dienstzeiten nur mit Zustimmung des Ver-
tragsbediensteten zulässig. Dem Vertragsbediensteten,
der nicht bereit ist, längere Dienste zu leisten, dürfen
daraus keine Nachteile entstehen. Der Leiter einer
Dienststelle ist verpflichtet, aktuelle Listen über Be-
dienstete zu führen, die sich zur Erbringung längerer
Dienste bereit erklärt haben.

(5) Beim Eintritt außergewöhnlicher Ereignisse oder
nicht vorhersehbarer Umstände sind vom Abs. 1 ab-
weichende Anordnungen so weit zulässig, als dies im
Interesse des Schutzes der Gesundheit und des Lebens
von Menschen, der Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit oder zur Abwehr eines unver-
hältnismäßigen wirtschaftlichen Schadens geboten
scheint, um die Gefährdung abzuwenden oder zu besei-
tigen.

§ 23
Ruhepausen

Beträgt die Gesamtdauer der Tagesdienstzeit mehr als
sechs Stunden, so ist eine Ruhepause von einer halben
Stunde einzuräumen. Wenn es im Interesse der Bediens-
teten der Dienststelle gelegen oder dienstlich notwen-
dig ist, können anstelle einer halbstündigen Ruhepause
zwei Ruhepausen von je einer Viertelstunde oder drei
Ruhepausen von je zehn Minuten eingeräumt werden.
Ist die Gewährung von Ruhepausen aus organisatori-
schen Gründen im Pflegedienst in Pflegeheimen oder
ähnlichen Einrichtungen nicht möglich, so ist innerhalb
der nächsten zehn Kalendertage eine Ruhezeit entspre-
chend zu verlängern.

§ 24
Tägliche Ruhezeiten

Nach der Beendigung der Tagesdienstzeit ist dem
Vertragsbediensteten eine ununterbrochene Ruhezeit
von mindestens elf Stunden einzuräumen.

§ 25
Wochenruhezeit

(1) Dem Vertragsbediensteten ist eine ununterbro-
chene wöchentliche Ruhezeit (Wochenruhezeit) von
mindestens 35 Stunden einschließlich der täglichen
Ruhezeit einzuräumen. Diese Wochenruhezeit schließt
grundsätzlich den Sonntag mit ein, ist dies aus wichti-
gen dienstlichen Gründen aber nicht möglich, einen an-
deren Tag der Woche.

(2) Wird die Wochenruhezeit während einer Kalen-
derwoche unterschritten, so ist sie in der nächstfolgen-
den Kalenderwoche um jenes Ausmaß zu verlängern, um
das sie unterschritten wurde.

§ 26
Nachtarbeit

(1) Die Dienstzeit eines Vertragsbediensteten, der re-
gelmäßig in der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr min-
destens drei Stunden seiner dienstlichen Tätigkeit nach-
zugehen hat (Nachtarbeit), darf je 24-Stunden-Zeit-
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raum im Durchschnitt von 14 Kalendertagen acht Stun-
den nicht überschreiten.

(2) Die Dienstzeit von Nachtarbeitern, deren Dienst
mit besonderen Gefahren oder einer erheblichen kör-
perlichen oder geistigen Anspannung verbunden ist
(Nachtschwerarbeit), darf in einem 24-Stunden-Zeit-
raum, während dessen sie Nachtarbeit verrichten, acht
Stunden nicht überschreiten. Der Bürgermeister hat ge-
gebenenfalls festzulegen, welche Tätigkeiten mit be-
sonderen Gefahren oder einer erheblichen körperlichen
oder geistigen Anspannung verbunden sind.

(3) Der Gesundheitszustand von Nachtarbeitern ist
auf deren Verlangen vor der Übernahme der Tätigkeit
und danach in regelmäßigen Zeitabständen von nicht
mehr als drei Jahren ärztlich zu untersuchen. Die Kos-
ten dafür hat die Stadt Innsbruck zu tragen.

(4) Nachtarbeitern mit gesundheitlichen Schwierig-
keiten, die nachweislich mit der Leistung der Nacht-
arbeit verbunden sind, ist im Rahmen der dienstlichen
Möglichkeiten ein zumutbarer Arbeitsplatz ohne Nacht-
arbeit zuzuweisen, wenn sie für diesen geeignet sind. § 17
zweiter Satz gilt in diesem Fall nicht.

§ 27
Ausnahmebestimmungen

(1) Die §§ 22 bis 25 und 26 Abs. 1 und 2 gelten nicht
für Vertragsbedienstete mit Vorgesetztenfunktion,
deren Mehrleistungen in zeitlicher und mengenmäßiger
Hinsicht durch ein fixes Monatsentgelt oder eine Zu-
lage abgegolten werden.

(2) Die §§ 22 bis 26 sind auf Vertragsbedienstete mit
spezifischen Tätigkeiten, die im Interesse der Allge-
meinheit keinen Aufschub dulden, insbesondere

a) bei der Teilnahme an Sitzungen des Gemeinde-
rates, des Stadtsenates und der gemeinderätlichen Aus-
schüsse,

b) im örtlichen Sicherheitsdienst,
c) im Feuerwehrdienst, Katastrophenschutzdienst

oder Winterdienst und
d) im Dienst der Wasserversorgung, Energieversor-

gung, Abwasserentsorgung oder Abfallentsorgung
insoweit nicht anzuwenden, als die Besonderheiten die-
ser Tätigkeiten einer Anwendung dieser Bestimmungen
zwingend entgegenstehen.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 hat der Dienst-
geber dafür zu sorgen, dass unter Berücksichtigung des
mit den nicht anzuwendenden Bestimmungen verbun-
denen Schutzzweckes ein größtmöglicher Schutz der
Gesundheit und eine größtmögliche Sicherheit der Ver-
tragsbediensteten gewährleistet ist.

§ 28
Überstunden

(1) Der Vertragsbedienstete hat auf Anordnung über
die im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden hi-
naus Dienst zu versehen (Überstunden). Dienststun-
den, die – ausgenommen bei gleitender Dienstzeit –
ohne Anordnung über die im Dienstplan vorgeschrie-
benen Dienststunden hinaus geleistet werden, sind
Überstunden gleichzuhalten, wenn 

a) der Vertragsbedienstete einen zur Anordnung von
Überstunden Befugten nicht erreichen konnte, 

b) die Leistung der Überstunden zur Abwehr eines
Schadens unverzüglich notwendig war, 

c) die Notwendigkeit der Leistung der Überstunden
nicht auf Umstände zurückgeht, die von dem Vertrags-
bediensteten, der die Überstunden geleistet hat, hätten
vermieden werden können, und 

d) der Vertragsbedienstete diese Überstunden spätes-
tens innerhalb einer Woche nach der Leistung schrift-
lich meldet; ist der Vertragsbedienstete durch ein un-
vorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis ohne
sein Verschulden verhindert, diese Frist einzuhalten, so
verlängert sie sich um die Dauer der Verhinderung.

(2) Die Überstunden sind je nach Anordnung
a) in Freizeit auszugleichen, und zwar
1. im Verhältnis 1:1,5, soweit in den Z. 2 und 3 nichts

anderes bestimmt ist, 
2. im Verhältnis 1:2 in der Nachtzeit (20.00 Uhr bis

06.00 Uhr), mit Ausnahme von Sonn- und Feiertagen
von 20.00 Uhr bis 24.00 Uhr, sowie an Sonn- und Feier-
tagen von 0.00 Uhr bis 20.00 Uhr, und 

3. im Verhältnis 1:3 an Sonn- und Feiertagen von 20.00
Uhr bis 24.00 Uhr
oder

b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten oder

c) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen und zu-
sätzlich nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten. 

(3) Dem Vertragsbediensteten ist bis zum Ende des
auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats
mitzuteilen, auf welche Überstunden welche der Ab-
geltungsarten nach Abs. 2 angewendet wird. Diese Frist
kann mit Zustimmung des Vertragsbediensteten er-
streckt werden.

(4) Abs. 2 gilt nicht für Zeiten einer zusätzlichen
Dienstleistung von nicht vollbeschäftigten Vertragsbe-
diensteten, soweit sie die volle Wochendienstzeit nicht
überschreiten. Diese Zeiten sind

a) im Verhältnis 1:1 in Freizeit auszugleichen oder
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b) nach den besoldungsrechtlichen Bestimmungen
abzugelten.

Soweit jedoch Zeiten einer solchen Dienstleistung die
volle Wochendienstzeit überschreiten, gilt die Regelung
nach Abs. 2.

(5) Ein Freizeitausgleich ist bis zum Ende des sechs-
ten auf die Leistung der Überstunden folgenden Monats
zulässig. Soweit nicht dienstliche Interessen entgegen-
stehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich auf An-
suchen des Vertragsbediensteten oder mit seiner Zu-
stimmung erstreckt werden. 

(6) Folgende Zeiten gelten jedenfalls nicht als Über-
stunden:

a) Zeiten einer vom Vertragsbediensteten angestreb-
ten Einarbeitung von Dienstzeit (zum Beispiel im Falle
des Diensttausches oder einer sonstigen angestrebten
Verlegung der Zeit der Dienstleistung) und 

b) Zeitguthaben aus der gleitenden Dienstzeit bis zu
der im betreffenden Dienstplan für die Übertragung in
den Folgemonat zulässigen Höhe.

Diese Zeiten sind ausschließlich im Verhältnis 1:1 in
Freizeit auszugleichen.

§ 29
Bereitschaft, Journaldienst

(1) Der Vertragsbedienstete kann aus dienstlichen
Gründen verpflichtet werden, sich außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden an einer
Dienststelle oder einem bestimmten anderen Ort auf-
zuhalten und bei Bedarf oder auf Anordnung seine
dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Dienststellenbe-
reitschaft, Journaldienst).

(2) Der Vertragsbedienstete kann aus dienstlichen
Gründen weiters verpflichtet werden, sich außerhalb der
im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden in sei-
ner Wohnung erreichbar zu halten und von sich aus beim
Eintritt von ihm zu beobachtender Umstände seine
dienstliche Tätigkeit aufzunehmen (Wohnungsbereit-
schaft).

(3) Soweit es dienstliche Rücksichten zwingend er-
fordern, kann der Vertragsbedienstete verpflichtet wer-
den, in seiner dienstfreien Zeit seinen Aufenthalt so zu
wählen, dass er jederzeit erreichbar und binnen kürzes-
ter Zeit zum Antritt seines Dienstes bereit ist (Rufbe-
reitschaft). Rufbereitschaft gilt nicht als Dienstzeit.

§ 30
Herabsetzung der regelmäßigen 

Wochendienstzeit aus beliebigem Anlass

(1) Mit dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansu-
chen eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-

dienstzeit bis auf die Hälfte des für die Vollbeschäf-
tigung vorgesehenen Beschäftigungsausmaßes ein-
schließlich deren Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß zu
vereinbaren, wenn der Verwendung im verlangten Aus-
maß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen und die Voraussetzungen nach den Abs. 2 bis 4
erfüllt sind. Für nicht vollbeschäftigte Vertragsbediens-
tete gilt dies mit der Maßgabe, dass eine Herabsetzung
der regelmäßigen Wochendienstzeit nur zulässig ist,
wenn dadurch ein bestehendes oder für die Zukunft ver-
einbartes Beschäftigungsausmaß nicht erhöht wird. Für
die Dauer der Inanspruchnahme der Herabsetzung der
regelmäßigen Wochendienstzeit tritt diese an die Stelle
einer allenfalls bestehenden sonstigen Teilzeitbeschäf-
tigung.

(2) Das Ausmaß der Herabsetzung ist so festzulegen,
dass die verbleibende regelmäßige Wochendienstzeit ein
ganzzahliges Stundenausmaß umfasst. Durch die He-
rabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit dürfen
50 v. H. des für die Vollbeschäftigung vorgesehenen Be-
schäftigungsausmaßes nicht unterschritten werden.

(3) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jah-
res oder eines Vielfachen eines Jahres wirksam. Die Zeit-
räume einer solchen Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit dürfen insgesamt fünf Jahre nicht
überschreiten. Für die Berechnung der Höchstdauer
sind auch Zeiten in früheren privatrechtlichen oder öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen zur Stadt Inns-
bruck, in denen die Wochendienstzeit nach dieser Be-
stimmung oder einer vergleichbaren auf diesen Ver-
tragsbediensteten damals anzuwendenden Regelung
herabgesetzt war, zu berücksichtigen.

(4) Die regelmäßige Wochendienstzeit darf nicht he-
rabgesetzt werden: 

a) während einer Entsendung nach § 1 des Bundes-
verfassungsgesetzes über Kooperation und Solidarität
bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen
in das Ausland (KSE-BVG) oder der unmittelbaren Vor-
bereitung einer solchen Entsendung;

b) in den übrigen Fällen, wenn der Vertragsbediens-
tete infolge der Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-
dienstzeit aus wichtigen dienstlichen Gründen weder 
im Rahmen seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf
einem anderen seiner dienstrechtlichen Stellung zumin-
dest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

(5) Durch die Abs. 1 bis 4 wird die Möglichkeit, im
Dienstvertrag eine Teilzeitbeschäftigung zu vereinba-
ren, nicht beschränkt.
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§ 31
Herabsetzung 

der regelmäßigen Wochendienstzeit 
zur Betreuung eines Kindes

(1) Mit dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansu-
chen zur Betreuung

a) eines eigenen Kindes,
b) eines Wahl- oder Pflegekindes oder
c) eines sonstigen Kindes, für dessen Unterhalt der

Vertragsbedienstete und (oder) sein Ehegatte überwie-
gend aufkommen,
eine Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
bis auf die Hälfte des für die Vollbeschäftigung vorge-
sehenen Beschäftigungsausmaßes einschließlich deren
Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß zu vereinbaren.

(2) Die Herabsetzung wird für die Dauer eines Jah-
res oder eines Vielfachen eines Jahres oder bis zum
Schuleintritt des Kindes wirksam. Sie endet spätestens
mit dem Schuleintritt des Kindes.

(3) Eine solche Herabsetzung ist nur zulässig, wenn
a) das Kind dem Haushalt des Vertragsbediensteten

angehört und noch nicht schulpflichtig ist und
b) der Vertragsbedienstete das Kind selbst betreuen

will.
(4) Die Herabsetzung der regelmäßigen Wochen-

dienstzeit wird frühestens zwei Monate nach der Stel-
lung des Ansuchens wirksam.

(5) Im Übrigen gilt § 30 Abs. 1 zweiter und dritter
Satz, 2, 4 und 5.

§ 32
Dienstleistung 

während der Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Bei der stundenmäßigen Festlegung der Zeit-
räume, in denen der Vertragsbedienstete Dienst zu leis-
ten hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Ver-
tragsbediensteten, insbesondere auf die Gründe, die zur
Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit ge-
führt haben, so weit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenstehen.

(2) Lassen im Falle einer Herabsetzung der regelmä-
ßigen Wochendienstzeit die besonderen Umstände des
Dienstes eine genaue Einhaltung eines ganzzahligen
Stundenausmaßes nicht zu, so ist es so weit zu über-
schreiten, als dies nötig ist, um seine Unterschreitung
zu vermeiden.

(3) Abgesehen vom Fall des Abs. 2 kann ein Ver-
tragsbediensteter, dessen regelmäßige Wochendienst-

zeit nach den §§ 30 oder 31 herabgesetzt worden ist,
über die für ihn maßgebende Wochendienstzeit hinaus
zur Dienstleistung nur herangezogen werden, wenn die
Dienstleistung zur Vermeidung eines Schadens unver-
züglich notwendig ist und ein Bediensteter, dessen re-
gelmäßige Wochendienstzeit nicht herabgesetzt ist,
nicht zur Verfügung steht.

§ 33
Änderung und vorzeitige 

Beendigung der Herabsetzung 
der regelmäßigen Wochendienstzeit

(1) Mit dem Vertragsbediensteten kann auf sein An-
suchen eine Änderung des Ausmaßes oder die vorzei-
tige Beendigung der Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit nach den §§ 30 und 31 vereinbart wer-
den, wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen ent-
gegenstehen.

(2) Nimmt der Vertragsbedienstete eine Teilzeitbe-
schäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1998,
LGBl. Nr. 86, in der jeweils geltenden Fassung bzw. 
nach dem Mutterschutzgesetz 1979, oder nach dem
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998, LGBl. Nr. 87,
in der jeweils geltenden Fassung in Anspruch, so hat dies
die Beendigung der Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit nach den §§ 30 und 31 zur Folge.

(3) Zeiten, um die sich ein ursprünglich vorgesehe-
ner Zeitraum der Herabsetzung der regelmäßigen
Wochendienstzeit nach § 30 aus den Gründen der 
Abs. 1 und 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche He-
rabsetzung der Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile
eines Jahres können bei einer neuerlichen Herabsetzung
der regelmäßigen Wochendienstzeit nach § 30 nur un-
geteilt in Anspruch genommen werden.

§ 34
Ausbildung, Fortbildung

(1) Der Vertragsbedienstete ist verpflichtet, auf An-
ordnung des Dienstgebers bzw. des Vorgesetzten Aus-
und Fortbildungen, die der Vermittlung, Erweiterung
oder Vertiefung der für die Erfüllung der dienstlichen
Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und
Fertigkeiten dienen, zu absolvieren. Hiezu hat er insbe-
sondere an Lehr- und Ausbildungsveranstaltungen teil-
zunehmen sowie erforderliche Prüfungen abzulegen.

(2) Für die dienstliche Ausbildung gelten die ent-
sprechenden Vorschriften für Beamte der Stadt Inns-
bruck sinngemäß.
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3 .  A b s c h n i t t
Entlohnung

§ 35
Monatsentgelt, Zulagen, Sonderzahlung

(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das Mo-
natsentgelt und allfällige Zulagen (Verwaltungsdienst-
zulage, Allgemeine Zulage, Ergänzungszulage, Leiter-
zulage, Dienstzulage, Kinderzulage, Teuerungszulage).
Soweit in diesem Gesetz Ansprüche nach dem Monats-
entgelt zu bemessen sind, sind die Verwaltungsdienst-
zulage, die Allgemeine Zulage, die Ergänzungszulage,
die Leiterzulage und die Dienstzulage dem Monatsent-
gelt zuzuzählen.

(2) Außer dem Monatsentgelt gebührt dem Ver-
tragsbediensteten für jedes Kalendervierteljahr eine
Sonderzahlung in der Höhe von 50 v. H. des Monats-
entgeltes und der Kinderzulage, die ihm für den Monat
der Auszahlung zustehen. Hat ein Vertragsbediensteter
während des Kalendervierteljahres, für das die Sonder-
zahlung gebührt, nicht ununterbrochen Anspruch auf
das volle Monatsentgelt und die volle Kinderzulage, so
gebührt ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende
Teil. Bei Beendigung des Dienstverhältnisses ist die
Sonderzahlung im Monat des Ausscheidens fällig.

§ 36
Entlohnungsgruppen 

des Entlohnungsschemas I

(1) Die aufgrund des Innsbrucker Gemeindebeam-
tengesetzes 1970, LGBl. Nr. 44, in der jeweils geltenden
Fassung geregelten Erfordernisse für die Beamten der
Allgemeinen Verwaltung gelten als Voraussetzungen für
die Einreihung in die Entlohnungsgruppen des Entloh-
nungsschemas I. Hiebei entsprechen
der Verwendungsgruppe A die Entlohnungsgruppe a
der Verwendungsgruppe B die Entlohnungsgruppe b
der Verwendungsgruppe C die Entlohnungsgruppe c
der Verwendungsgruppe D die Entlohnungsgruppe d
der Verwendungsgruppe E die Entlohnungsgruppe e.

(2) Der Bürgermeister kann Voraussetzungen nach
Abs. 1 nachsehen, wenn ein gleich geeigneter Bewerber,
der die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt, für die
betreffende Verwendung nicht zur Verfügung steht.

§ 37
Monatsentgelt des 

Entlohnungsschemas I

(1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas I beträgt:

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

(3) Dem vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des
Entlohnungsschemas I, Entlohnungsgruppen d und e,
gebühren bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres das
Monatsentgelt nach Abs. 1, die Verwaltungsdienstzu-
lage und die Allgemeine Zulage lediglich im Ausmaß 
von 80 v. H.

§ 38
Entlohnungsgruppen 

des Entlohnungsschemas II

(1) Die aufgrund des Innsbrucker Gemeindebeam-
tengesetzes 1970 geregelten Erfordernisse für die Be-
amten in handwerklicher Verwendung gelten als Vo-
raussetzungen für die Einreihung in die Entlohnungs-
gruppen des Entlohnungsschemas II. Hiebei entspre-
chen
der Verwendungsgruppe P1 die Entlohnungsgruppe p1
der Verwendungsgruppe P2 die Entlohnungsgruppe p2
der Verwendungsgruppe P3 die Entlohnungsgruppe p3
der Verwendungsgruppe P4 die Entlohnungsgruppe p4
der Verwendungsgruppe P5 die Entlohnungsgruppe p5

(2) Der Bürgermeister kann Voraussetzungen nach
Abs. 1 nachsehen, wenn ein gleich geeigneter Bewerber,
der die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt, für die be-
treffende Verwendung nicht zur Verfügung steht. 

Entlohnungs-
stufe

1 1634,2 1290,9 1143,4 1096,0 1048,8
2 1674,4 1322,3 1170,5 1117,1 1060,7
3 1714,9 1353,7 1197,6 1138,1 1072,5
3a – 1385,4 – – –
4 1796,1 1419,0 1278,5 1201,1 1108,1
5 1836,7 1453,2 1305,6 1222,1 1119,9
6 1905,5 1489,7 1332,7 1242,9 1131,8
7 1975,1 1526,1 1359,6 1264,1 1143,5
8 2044,4 1577,7 1386,9 1285,1 1155,6
9 2113,2 1630,2 1445,2 1326,8 1179,3
10 2251,0 1768,4 1475,9 1347,8 1191,0
11 2320,3 1837,4 1507,1 1369,0 1202,8
12 2389,6 1906,1 1538,7 1390,4 1214,7
13 2458,5 1975,3 1634,2 1458,4 1250,4
14 2729,0 2182,6 1666,0 1483,0 1262,2
15 2819,3 2252,1 1697,8 1507,1 1274,1
16 2909,8 2320,9 1729,7 1531,8 1285,9
17 3000,2 2389,9 1761,5 1563,7 1297,8
18 3090,8 2458,7 1793,3 1597,5 1309,7
19 3181,2 2527,6 1825,0 1631,6 1321,5

Entlohnungsgruppe
a b c d e

Euro
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§ 39
Monatsentgelt des Entlohnungsschemas II

(1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas II beträgt:

(2) Das Monatsentgelt beginnt mit der Entlohnungs-
stufe 1.

(3) Dem vollbeschäftigten Vertragsbediensteten des
Entlohnungsschemas II, Entlohnungsgruppen p4 und p5,
gebühren bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres das
Monatsentgelt nach Abs. 1, die Verwaltungsdienstzu-
lage und die Allgemeine Zulage lediglich im Ausmaß 
von 80 v. H.

§ 40
Vorrückung

(1) Der Vertragsbedienstete rückt, soweit im Fol-
genden nichts anderes bestimmt ist, nach jeweils zwei
Jahren in die nächsthöhere für ihn vorgesehene Ent-
lohnungsstufe vor. Die für die Vorrückung maßge-
benden Zeiträume beginnen mit dem Vorrückungs-
stichtag (§ 41).

(2) Die Vorrückung findet an jenem 1. Jänner oder
1. Juli (Vorrückungstermin) statt, der auf die Vollendung
des im Abs. 1 genannten Zeitraumes folgt. Der für die
Vorrückung maßgebende Zeitraum gilt auch dann als am
Vorrückungstermin vollendet, wenn er vor dem Ablauf
des dem Vorrückungstermin folgenden 31. März bzw.
30. September endet.

(3) Ein Vertragsbediensteter der Entlohnungsgruppe b,
der eine Reifeprüfung nicht abgelegt hat, rückt nach
zwei Jahren in der Entlohnungsstufe 3 in die Entloh-
nungsstufe 3a und nach einem Jahr in dieser Entloh-
nungsstufe in die Entlohnungsstufe 4 vor. Wird ein sol-
cher Vertragsbediensteter jedoch bei der Überstellung
in die Entlohnungsgruppe b in eine höhere als die Ent-
lohnungsstufe 3a eingereiht, so gilt § 99 Abs. 5 sinn-
gemäß.

§ 41
Vorrückungsstichtag

(1) Der Vorrückungsstichtag ist in der Weise zu er-
mitteln, dass – unter Ausschluss der vor der Vollendung
des 18. Lebensjahres liegenden Zeiten und unter Beach-
tung der einschränkenden Bestimmungen der Abs. 10
bis 14 – dem Tag der Anstellung vorangesetzt werden:

a) die im Abs. 2 genannten Zeiten zur Gänze,
b) sonstige Zeiten,
1. die die Erfordernisse des Abs. 9 erfüllen, zur Gänze,
2. die die Erfordernisse des Abs. 9 nicht erfüllen, so-

weit sie insgesamt drei Jahre nicht übersteigen, zur
Hälfte.

(2) Nach Abs. 1 lit. a sind voranzusetzen:
a) die Zeit, die
1. in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen

Gebietskörperschaft oder zu einem inländischen Ge-
meindeverband oder

2. im Lehrberuf
aa) an einer inländischen öffentlichen Schule, Uni-

versität oder Hochschule oder
bb) an der Akademie der bildenden Künste oder
cc) an einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten

inländischen Privatschule
zurückgelegt worden ist;

b) die Zeit der Leistung des Präsenz- oder Ausbil-
dungsdienstes nach dem Wehrgesetz 1990 bzw. nach
dem Wehrgesetz 2001 und des Zivildienstes nach dem
Zivildienstgesetz 1986 sowie die Zeit der Tätigkeit als
Fachkraft der Entwicklungshilfe im Sinne des Entwick-
lungshelfergesetzes;

c) die Zeit, in der der Vertragsbedienstete aufgrund
des Heeresversorgungsgesetzes Anspruch auf eine Be-
schädigtenrente entsprechend einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit von mindestens 90 v. H. gehabt hat;

d) die Zeit
1. des Unterrichtspraktikums im Sinne des Unter-

richtspraktikumsgesetzes oder der Einführung in das
praktische Lehramt,

2. der Gerichtspraxis (Rechtspraktikantenzeit),
3. der nach dem Ärztegesetz 1984 bzw. nach dem

Ärztegesetz 1998 zur ärztlichen Berufsausübung vor-
geschriebenen praktischen Tätigkeit an einer zugelasse-
nen Ausbildungsstätte,

4. der bei einer Gebietskörperschaft zurückgelegten
Eignungs- oder Lehrlingsausbildung,

5. einer Tätigkeit oder Ausbildung bei einer inländi-
schen Gebietskörperschaft, soweit auf sie die arbeits-
marktpolitischen Förderungsmaßnahmen des Arbeits-
marktförderungsgesetzes anzuwenden waren,

Entlohnungs-
stufe

1 1149,3 1125,5 1101,7 1077,8 1053,9
2 1176,6 1149,0 1122,8 1094,4 1066,0
3 1203,9 1172,5 1143,8 1110,9 1077,9
4 1285,6 1242,5 1207,4 1160,3 1113,8
5 1313,1 1265,9 1228,2 1176,9 1125,8
6 1340,3 1289,0 1249,3 1193,5 1137,9
7 1367,5 1312,5 1270,5 1209,9 1149,6
8 1395,2 1336,1 1291,7 1226,6 1161,7
9 1454,2 1382,9 1333,9 1259,7 1185,9
10 1485,8 1407,4 1354,8 1276,1 1197,7
11 1517,6 1433,1 1376,0 1292,6 1209,6
12 1549,2 1458,4 1397,7 1309,4 1221,8
13 1645,6 1539,9 1467,0 1359,0 1257,4
14 1677,7 1567,3 1491,8 1375,5 1269,5
15 1709,9 1594,8 1516,1 1392,3 1281,4
16 1741,9 1622,5 1540,8 1410,1 1293,6
17 1774,0 1650,2 1565,5 1427,8 1305,9
18 1806,1 1677,9 1590,5 1445,5 1318,1
19 1838,2 1705,7 1615,4 1463,3 1330,3

Entlohnungsgruppe
p1 p2 p3 p4 p5

Euro
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6. einer Tätigkeit als wissenschaftlicher (künstleri-
scher) Mitarbeiter (in Ausbildung) nach § 6 des Bundes-
gesetzes über die Abgeltung von wissenschaftlichen und
künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Uni-
versitäten der Künste,

7. eines Dienstverhältnisses, das im Rahmen der
Rechtsfähigkeit einer inländischen öffentlichen Uni-
versität oder inländischen öffentlichen Universität der
Künste, der Akademie der Wissenschaften, der Öster-
reichischen Nationalbibliothek oder einer sonstigen
wissenschaftlichen Einrichtung nach dem Forschungs-
organisationsgesetz oder eines Bundesmuseums oder
des Österreichischen Patentamtes eingegangen worden
ist;

e) die Zeit einer Verwendung oder Ausbildung, wenn
sie für entsprechend eingestufte Beamte der Stadt Inns-
bruck in der Dienstzweigeverordnung der Stadt Inns-
bruck

1. in der Verwendungsgruppe A über das Erfordernis
der abgeschlossenen Hochschulausbildung hinaus vor-
geschrieben ist,

2. in der Verwendungsgruppe B oder Ki über das Er-
fordernis der erfolgreichen Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule hinaus vorgeschrieben ist;

f) bei Vertragsbediensteten, die in die Entlohnungs-
gruppe a, b oder ki aufgenommen werden, die Zeit des
erfolgreichen Studiums

1. an einer höheren Schule oder
2. – solange der Vertragsbedienstete damals noch kei-

ne Reifeprüfung erfolgreich abgelegt hat – an einer Aka-
demie für Sozialarbeit

bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Vertragsbediens-
tete den Abschluss dieser Ausbildung aufgrund der
schulrechtlichen Vorschriften frühestens hätte errei-
chen können; mögliche schulrechtliche Ausnahmege-
nehmigungen sind nicht zu berücksichtigen; als Zeit-
punkt des möglichen Schulabschlusses ist bei Studien,
die mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und bei Stu-
dien, die mit dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezem-
ber anzunehmen;

g) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Akademie oder an einer den Akademien verwandten
Lehranstalt, das für den Vertragsbediensteten Aufnah-
meerfordernis gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von
insgesamt zwei Jahren, sofern jedoch das Studium lehr-
planmäßig länger dauert, bis zum Höchstausmaß des
lehrplanmäßig vorgeschriebenen Studiums;

h) die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an einer
Universität (wissenschaftlichen Hochschule), Univer-

sität der Künste, Kunsthochschule oder an einer staat-
lichen Kunstakademie, das für den Vertragsbediensteten
in der Entlohnungsgruppe a Aufnahmeerfordernis ge-
wesen ist.

(3) Die Anrechnung eines Studiums nach Abs. 2 lit. h
umfasst:

a) bei Studien, auf die ausschließlich das Universitäts-
Studiengesetz und die aufgrund des Universitäts-Stu-
diengesetzes zu beschließenden Studienpläne anzuwen-
den sind, höchstens die in der Anlage 1 des Universitäts-
Studiengesetzes für die betreffende Studienrichtung
vorgesehene Studiendauer,

b) bei Studien, auf die das Allgemeine Hochschul-
Studiengesetz und die nach ihm erlassenen besonderen
Studiengesetze anzuwenden sind, und bei Studien, auf
die die nach dem Allgemeinen Hochschul-Studienge-
setz erlassenen besonderen Studiengesetze aufgrund des
§ 77 Abs. 2 des Universitäts-Studiengesetzes anzuwen-
den sind, höchstens die in den besonderen Studienge-
setzen und Studienordnungen für die betreffende Stu-
dienrichtung oder den betreffenden Studienzweig vor-
gesehene Studiendauer,

c) bei Studien, auf die weder lit. a noch lit. b zutrifft,
höchstens das in der Anlage festgesetzte Ausmaß.

(4) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplom-
studium, auf das das Universitäts-Studiengesetz oder
das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzuwenden
war, das zugehörige Doktoratsstudium erfolgreich ab-
geschlossen und

a) 1. war auf dieses Doktoratsstudium weder das Uni-
versitäts-Studiengesetz noch das Allgemeine Hoch-
schul-Studiengesetz anzuwenden oder

2. wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Stu-
dienvorschriften nicht genau festgelegt,
so ist nach Abs. 2 lit. h die tatsächliche Dauer des Dok-
toratsstudiums bis zum Höchstausmaß von einem Jahr,

b) wird die Dauer des Doktoratsstudiums in den Stu-
dienvorschriften genau festgelegt, so ist nach Abs. 2 lit. h
die tatsächliche Dauer des Doktoratsstudiums bis zu der
in den Studienvorschriften festgelegten Dauer
für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages zu be-
rücksichtigen.

(5) Hat der Vertragsbedienstete nach einem Diplom-
studium, auf das weder das Universitäts-Studiengesetz
noch das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz anzu-
wenden war, das zugehörige Doktoratsstudium erfolg-
reich abgeschlossen, so zählen beide Studien gemein-
sam auf das in der Anlage zu Abs. 3 lit. c vorgesehene
Höchstausmaß.
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(6) Das Doktoratsstudium ist nach Abs. 2 lit. h in der
nach den Abs. 4 oder 5 maßgebenden Dauer auch dann
zu berücksichtigen, wenn die Ernennungserfordernisse
für gleichartig eingestufte Beamte lediglich den Ab-
schluss des entsprechenden Diplomstudiums vorschrei-
ben.

(7) Bei der Berücksichtigung von Studienzeiten nach
Abs. 2 lit. h gilt als Laufzeit des Sommersemesters die
Zeit vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als Laufzeit des Win-
tersemesters die Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember.
Hat das Studium mit einem Trimester begonnen, so ist
als Beginn des Studiums, wenn das erste Trimester ein
Sommer- oder Herbsttrimester war, der 1. Juli, wenn das
erste Trimester ein Wintertrimester war, der 1. Jänner
des betreffenden Jahres anzusehen.

(8) Soweit Abs. 2 die Berücksichtigung von Dienst-
zeiten oder Zeiten im Lehrberuf von der Zurücklegung
bei einer inländischen Gebietskörperschaft, einer inlän-
dischen Schule oder sonst genannten inländischen Ein-
richtung abhängig macht, sind diese Zeiten auch dann
zur Gänze für den Vorrückungsstichtag zu berücksich-
tigen, wenn sie 

a) nach dem 7. November 1968 bei einer vergleich-
baren Einrichtung eines Staates zurückgelegt worden
sind, der oder dessen Rechtsnachfolger nunmehr Mit-
gliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes ist, oder

b) nach dem 31. Dezember 1979 bei einer vergleich-
baren Einrichtung des Staates zurückgelegt worden sind,
mit dem das Assoziierungsabkommen, ABl. Nr. 217 vom
29. Dezember 1964, S. 3687 ff., geschlossen worden ist. 

(9) Zeiten nach Abs. 1 lit. b, in denen der Vertrags-
bedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium
betrieben hat, können im öffentlichen Interesse so weit
zur Gänze vorangesetzt werden, als die Tätigkeit oder
das Studium für die erfolgreiche Verwendung des Ver-
tragsbediensteten von besonderer Bedeutung ist. Solche
Zeiten sind zur Gänze voranzusetzen,

a) soweit sie bereits im unmittelbar vorangegangenen
Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck nach dem ersten
Satz oder nach einer gleichartigen Bestimmung einer an-
deren Rechtsvorschrift zur Gänze berücksichtigt wor-
den sind und

b) der Vertragsbedienstete bei Beginn des nunmehri-
gen Dienstverhältnisses nach wie vor die hiefür maßge-
bende Verwendung ausübt.

(10) Folgende Zeiten sind von einer Voransetzung
nach Abs. 1 ausgeschlossen:

a) Zeiten nach Abs. 2 lit. a oder d Z. 5, 6 oder 7 oder
Abs. 8, wenn der Vertragsbedienstete aufgrund einer sol-

chen Beschäftigung einen Ruhegenuss bezieht; dies 
gilt nicht, wenn der Ruhegenuss nach den hiefür gelten-
den Vorschriften wegen des bestehenden vertraglichen
Dienstverhältnisses zur Stadt Innsbruck zur Gänze ruht
oder aufgrund der Berücksichtigung der Dienstzeit für
die Ermittlung des Vorrückungsstichtages ruhen würde;

b) Zeiten in einem öffentlichen Dienstverhältnis, so-
weit sie nach den Vorschriften, die für dieses Dienst-
verhältnis gegolten haben, für die Vorrückung in höhere
Bezüge nicht wirksam gewesen sind;

c) Zeiten, die im Zustand der Ämterunfähigkeit zu-
rückgelegt worden sind.

Die Einschränkung nach lit. b gilt nicht für Zeiten, die
nur deshalb nicht voll für die Vorrückung in höhere Be-
züge wirksam waren, weil sie in einem Beschäftigungs-
ausmaß zurückgelegt wurden, das unter der Hälfte des
für die Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäfti-
gungsausmaßes lag. Waren solche Zeiten aus anderen
Gründen für die Vorrückung nicht oder nicht voll wirk-
sam (z. B. wegen eines Karenzurlaubes), ist lit. b jedoch
anzuwenden.

(11) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann
der Bürgermeister vom Ausschluss der Voransetzung
von Zeiten nach Abs. 10 lit. b absehen.

(12) Bei Vertragsbediensteten, die in die Entloh-
nungsgruppe a aufgenommen werden, sind die im Abs. 2
lit. a und d Z. 4 bis 7 angeführten Zeiten, soweit sie vor
der Erfüllung des Anstellungserfordernisses der abge-
schlossenen Hochschulausbildung liegen, in dem Aus-
maß voranzusetzen, in dem sie im Falle einer Überstel-
lung aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungs-
gruppe in die Entlohnungsgruppe a nach § 42 anre-
chenbar wären. Dies gilt auch dann, wenn die genann-
ten Zeiten zwar nach der Erfüllung des Anstellungser-
fordernisses der abgeschlossenen Hochschulausbildung
liegen, aber in einer Einstufung zurückgelegt worden
sind, die der Entlohnungsgruppe a nicht gleichwertig ist.

(13) Die nach Abs. 1 lit. b Z. 2, Abs. 2 lit. g und h und
Abs. 9 berücksichtigten Zeiträume sind in dem Ausmaß
voranzusetzen, in dem sie im Falle einer Überstellung
aus der entsprechenden niedrigeren Entlohnungsgruppe
in die höhere Entlohnungsgruppe nach § 42 für die Vor-
rückung anrechenbar wären, wenn auf sie die Vorausset-
zungen des Abs. 12 zutreffen.

(14) Die mehrfache Berücksichtigung ein und des-
selben Zeitraumes ist – abgesehen von den Fällen des § 6
Abs. 6 des Opferfürsorgegesetzes – nicht zulässig. Nicht
voranzusetzen sind ferner die im Abs. 2 lit. b und c an-
geführten Zeiten, soweit sie in einen nach Abs. 2 lit. g
oder h zu berücksichtigenden Zeitraum fallen.
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(15) Der Vorrückungsstichtag ist im Dienstvertrag
oder in einem Nachtrag zum Dienstvertrag anzuführen
und möglichst gleichzeitig mit der Aufnahme des Ver-
tragsbediensteten festzulegen.

(16) Wird ein Vertragsbediensteter in die Entloh-
nungsgruppe a oder b überstellt, so ist sein Vorrückungs-
stichtag mit Wirkung vom Tag der Überstellung inso-
weit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des
Abs. 2 lit. f bis h eine Verbesserung für seine neue Ent-
lohnungsgruppe ergibt. Hiebei sind die Abs. 10, 11, 13
und 14, soweit sie in Betracht kommen, anzuwenden.

(17) Vollendet ein Vertragsbediensteter der Entloh-
nungsgruppe a

a) das Studium, das für eine entsprechende Einstu-
fung als Beamter in der Dienstzweigeverordnung der
Stadt Innsbruck als Ernennungserfordernis vorge-
schrieben ist, oder 

b) das Doktoratsstudium zu einem solchen Studium
erst nach seiner Einstufung in diese Entlohnungs-
gruppe, so ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung
vom Tag des Abschlusses des betreffenden Studiums
insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwendung des
Abs. 2 lit. h oder der Abs. 3 bis 7, 12 oder 13 ein güns-
tigerer Vorrückungsstichtag ergeben hätte, wenn dieses
Studium bereits am Beginn des Dienstverhältnisses ab-
geschlossen gewesen wäre.

§ 42
Überstellung

(1) Überstellung ist die Einreihung eines Vertragsbe-
diensteten in ein anderes Entlohnungsschema oder in
eine andere Entlohnungsgruppe.

(2) Wird ein Vertragsbediensteter überstellt, so sind
für ihn, sofern im Abs. 3 nichts anderes bestimmt ist,
jene Entlohnungsstufe und jener Vorrückungstermin
maßgebend, die sich ergeben würden, wenn er die Zeit,
die für die Vorrückung in seiner bisherigen Entloh-
nungsgruppe bestimmend war, in der neuen Entloh-
nungsgruppe zurückgelegt hätte.

(3) Wird ein Vertragsbediensteter in die Entloh-
nungsgruppe a überstellt, so sind für ihn jene Entloh-
nungsstufe und jener Vorrückungstermin maßgebend,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die für die
Vorrückung in seiner bisherigen Entlohnungsgruppe
bestimmend war, in dem

a) vier Jahre übersteigenden Ausmaß bei abgeschlos-
senem Hochschulstudium (§ 41 Abs. 2 lit. h) und

b) sechs Jahre übersteigenden Ausmaß in den übri-
gen Fällen
in der neuen Entlohnungsgruppe zurückgelegt hätte.

(4) Ist das Monatsentgelt, das der Vertragsbedienstete
nach seiner Überstellung in ein anderes Entlohnungs-
schema oder in eine niedrigere Entlohnungsgruppe er-
hält, niedriger als sein bisheriges Monatsentgelt, so ge-
bührt ihm eine nach Maßgabe des Erreichens eines höhe-
ren Monatsentgeltes einzuziehende Ergänzungszulage
auf das aufgrund der bisherigen Einreihung sich erge-
bende Monatsentgelt. Dienstzulagen sind, soweit sie nur
für die Dauer einer bestimmten Verwendung gebühren,
bei der Ermittlung der Ergänzungszulage dem Monats-
entgelt nicht zuzurechnen.

§ 43
Kinderzulage

Der Anspruch auf die Kinderzulage sowie das Aus-
maß, der Anfall und die Einstellung dieser Zulage rich-
ten sich nach den für Beamte der Stadt Innsbruck gel-
tenden Vorschriften. 

§ 44
Nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete

Nicht vollbeschäftigten Vertragsbediensteten ge-
bührt der ihrer Wochendienstzeit entsprechende Teil 
des Monatsentgeltes, der Kinderzulage und der einma-
ligen jährlichen Sonderzahlung nach § 48. Das Gleiche
gilt für das Ausmaß des Erholungsurlaubes (§ 55), die
Erhöhung des Urlaubsausmaßes (§ 56) und die Pflege-
freistellung (§ 69).

§ 45
Anfall und Einstellung

des Monatsentgeltes

(1) Der Anspruch auf das Monatsentgelt beginnt mit
dem Tag des Dienstantrittes.

(2) Für Änderungen des Monatsentgeltes ist, sofern
nichts anderes bestimmt ist, der Tag des Wirksamwer-
dens der bezüglichen Maßnahme bestimmend.

(3) Der Anspruch auf das Monatsentgelt endet mit
dem Ende des Dienstverhältnisses. Trifft den Dienst-
geber am Austritt (§ 76 Abs. 5) des Vertragsbedienste-
ten ein Verschulden, so behält der Vertragsbedienstete
seinen Anspruch auf das Monatsentgelt für den Zeit-
raum, der bis zum Ende des Dienstverhältnisses durch
Ablauf der vertraglich bestimmten Zeit oder durch Kün-
digung durch den Dienstgeber hätte verstreichen müs-
sen. Dabei ist dem Vertragsbediensteten das, was er sich
aufgrund des Unterbleibens der Dienstleistung erspart
oder durch anderweitige Beschäftigung erworben oder
zu erwerben absichtlich versäumt hat, einzurechnen.
Für die ersten drei Monate dieses Zeitraumes hat die
Einrechnung zu unterbleiben.
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(4) Gebührt das Monatsentgelt nur für einen Teil des
Monats oder ändert sich im Laufe des Monats die Höhe
des Monatsentgeltes, so entfällt auf jeden Kalendertag
ein Dreißigstel des entsprechenden Monatsentgeltes.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten für die Kinderzulage sinn-
gemäß.

§ 46
Auszahlung

(1) Das Monatsentgelt und die Kinderzulage sind für
den Kalendermonat zu berechnen und am 15. eines je-
den Monats oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist,
am vorhergehenden Arbeitstag für den laufenden Ka-
lendermonat, spätestens aber am Ende des Dienstver-
hältnisses, auszuzahlen. Die vorzeitige Auszahlung ist
zulässig, wenn sie aus organisatorischen Gründen im
Zusammenhang mit der Durchführung der Auszahlung
notwendig ist.

(2) Die für das erste Kalendervierteljahr gebührende
Sonderzahlung ist am 15. März, die für das zweite Kalen-
dervierteljahr gebührende Sonderzahlung am 15. Juni,
die für das dritte Kalendervierteljahr gebührende Son-
derzahlung am 15. September und die für das vierte
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung am
15. November auszuzahlen. Sind diese Tage keine Ar-
beitstage, so ist die Sonderzahlung am vorhergehenden
Arbeitstag auszuzahlen. Endet das Dienstverhältnis des
Vertragsbediensteten vor dem Ablauf eines Kalender-
vierteljahres, so ist die Sonderzahlung binnen einem
Monat nach der Beendigung des Dienstverhältnisses
auszuzahlen.

(3) Der Vertragsbedienstete hat dafür zu sorgen, dass
die ihm gebührenden Geldleistungen bargeldlos auf ein
Konto überwiesen werden können. Die Überweisung
hat so zu erfolgen, dass das Monatsentgelt, die Kinder-
zulage und die Sonderzahlungen spätestens an den in
den Abs. 1 und 2 genannten Auszahlungstagen dem Ver-
tragsbediensteten zur Verfügung stehen.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Auszah-
lungsbetrages oder einzelner Bestandteile von Leistun-
gen nach diesem Gesetz Beträge, die nicht durch 10 Cent
teilbar sind, so sind Restbeträge von weniger als 5 Cent
zu vernachlässigen und Restbeträge von 5 Cent oder
mehr auf volle 10 Cent aufzurunden (kaufmännische
Rundung).

§ 47
Nebengebühren, Leiterzulage,

Verwaltungsdienstzulage, Reisegebühren

(1) Für die Gewährung von Nebengebühren und für
die Leiterzulage gelten die entsprechenden Vorschriften

für die Beamten der Stadt Innsbruck sinngemäß. Die
Jubiläumszuwendung für den teilzeitbeschäftigten Ver-
tragsbediensteten ist nach jenem Teil des seiner Einstu-
fung entsprechenden Monatsentgeltes zu bemessen, der
seinem durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß in
seinem bisherigen Dienstverhältnis entspricht.

(2) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungssche-
mas I und des Entlohnungsschemas II gebührt eine Ver-
waltungsdienstzulage. Sie beträgt:

in der Entloh- Entloh-
nungsgruppe nungsstufe Euro

p1 bis p5, e, d, c, b 126,7

a 1 bis 7 126,7

a ab 8 160,9

(3) Für die Reisegebühren der Vertragsbediensteten
gelten die entsprechenden Vorschriften für die Beamten
der Stadt Innsbruck sinngemäß.

§ 48
Allgemeine Zulage,

einmalige jährliche Sonderzahlung

Soweit es zur Gewinnung oder Erhaltung des für die
Bewältigung der Aufgaben der Stadt Innsbruck erfor-
derlichen Personals oder zum Ausgleich erhöhter Le-
benshaltungskosten notwendig ist, kann der Gemeinde-
rat durch Verordnung die Gewährung

a) einer Allgemeinen Zulage, 
b) einer einmaligen jährlichen Sonderzahlung

vorsehen. Im Übrigen sind die für die Beamten der Stadt
Innsbruck jeweils geltenden Vorschriften sinngemäß
anzuwenden.

§ 49
Sachleistungen, Dienst - 
und Naturalwohnungen

(1) Wenn es dienstliche Gründe erfordern, kann der
Dienstgeber den Vertragsbediensteten verpflichten, im
Dienst Dienstkleidung, Dienstabzeichen, Dienstaus-
weise und sonstige Sachbehelfe zu verwenden, die vom
Dienstgeber zur Verfügung zu stellen sind.

(2) Dem Vertragsbediensteten kann im Rahmen des
Dienstverhältnisses eine Dienst- oder Naturalwohnung
zugewiesen werden. Dienstwohnung ist eine Wohnung,
die der Vertragsbedienstete zur Erfüllung seiner dienst-
lichen Aufgaben beziehen muss, Naturalwohnung ist
jede andere Wohnung. Die Zuweisung einer Dienst-
oder Naturalwohnung hat schriftlich im Dienstvertrag
oder in einem Nachtrag dazu zu erfolgen. Durch die
Zuweisung wird kein Bestandverhältnis begründet.
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(3) Jede bauliche Veränderung der Dienst- oder
Naturalwohnung, die sich nicht aus dem gewöhnlichen
Gebrauch ergibt, bedarf der Zustimmung des Dienst-
gebers.

(4) Der Dienstgeber ist insbesondere berechtigt, die
Dienst- oder Naturalwohnung zu entziehen, wenn

a) das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten be-
endet wird,

b) der Vertragsbedienstete an einen anderen Dienst-
ort versetzt wird,

c) ein Verhalten gesetzt wird, das einen Kündigungs-
grund nach § 30 Abs. 2 Z. 3 des Mietrechtsgesetzes dar-
stellen würde,

d) der Vertragsbedienstete die Dienst- oder Natural-
wohnung oder Teile derselben dritten Personen über-
lassen hat,

e) der Vertragsbedienstete einen grob nachteiligen
Gebrauch an der Wohnung macht oder wiederholt trotz
schriftlicher Mahnung gegen die Hausordnung ver-
stößt,

f) die Wohnung auf eine Art verwendet werden soll,
die im höheren Maß den Interessen der Verwaltung dient
als die gegenwärtige Verwendung, oder

g) die Benützung der Dienstwohnung zur Erfüllung
der dienstlichen Aufgaben des Vertragsbediensteten
nicht mehr erforderlich ist.

(5) Ist eine Dienst- oder Naturalwohnung entzogen
worden, so hat sie der Vertragsbedienstete innerhalb der
ortsüblichen Frist zu räumen. Die Räumungsfrist kann,
wenn es das dienstliche Interesse erfordert, bis auf einen
Monat herabgesetzt werden. Eine Verlängerung der
Räumungsfrist bis auf insgesamt ein Jahr ist zulässig,
wenn der Vertragsbedienstete glaubhaft macht, dass es
ihm nicht gelungen ist, innerhalb der Räumungsfrist
eine andere Wohnmöglichkeit zu erhalten.

(6) Die Abs. 2 bis 5 gelten sinngemäß auch für Grund-
stücke, Hausgärten, Garagen und Abstellplätze.

(7) Der Vertragsbedienstete hat für eine Wohnung
oder eine sonstige Räumlichkeit, die ihm überlassen
oder zugewiesen worden ist, monatlich eine angemes-
sene Vergütung zu leisten. Die Vergütung besteht aus
der Grundvergütung und den auf die Wohnung oder die
sonstige Räumlichkeit entfallenden Anteilen an den Be-
triebskosten und den öffentlichen Abgaben sowie an
den Nebenkosten.

§ 50
Verjährung

(1) Ein Anspruch auf Leistungen verjährt, wenn er
nicht innerhalb von drei Jahren nach seiner Entstehung
geltend gemacht wird.

(2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht er-
brachter Leistungen verjährt nach drei Jahren ab ihrer
Entrichtung.

(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist, kann
nicht zurückgefordert werden.

(4) Für die Hemmung und die Unterbrechung der
Verjährung gelten die Bestimmungen des bürgerlichen
Rechtes mit der Maßgabe, dass die schriftliche Geltend-
machung eines noch nicht verjährten Anspruches durch
den Vertragsbediensteten gegenüber dem Dienstgeber
die Verjährung unterbricht.

(5) Bringt der Vertragsbedienstete innerhalb von drei
Monaten

a) nach Erhalt einer endgültigen abschlägigen Ent-
scheidung oder,

b) falls der Dienstgeber binnen zwölf Monaten keine
endgültige Entscheidung trifft, nach Ablauf dieser Frist
keine Klage ein, so gilt die Unterbrechung der Verjäh-
rung als nicht eingetreten.

§ 51
Ansprüche bei Dienstverhinderung

(1) Ist der Vertragsbedienstete nach dem Antritt des
Dienstes wegen eines Unfalles oder frühestens 14 Ka-
lendertage nach dem Antritt des Dienstes wegen Krank-
heit an der Ausübung des Dienstes verhindert, ohne dies
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt zu haben,
so behält er den Anspruch auf das Monatsentgelt und
die Kinderzulage bis zur Dauer von 42 Kalendertagen.
Hat das Dienstverhältnis fünf Jahre gedauert, so behält
er diesen Anspruch bis zur Dauer von 91 Kalender-
tagen, hat das Dienstverhältnis zehn Jahre gedauert, bis
zur Dauer von 182 Kalendertagen.

(2) Ist die Dienstverhinderung die Folge einer Ge-
sundheitsschädigung, für die der Vertragsbedienstete
eine Rente nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 oder nach dem Opferfürsorgegesetz bezieht, so ist
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindes-
tens 50 v. H. das Ausmaß der auf solche Schädigungen
zurückzuführenden Dienstverhinderungen nur zu zwei
Dritteln auf die im Abs. 1 angeführten Zeiträume anzu-
rechnen. Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
mindestens 70 v. H. ist das Ausmaß der auf solche Schä-
digungen zurückzuführenden Dienstverhinderungen
nur zur Hälfte auf die im Abs. 1 angeführten Zeiträume
anzurechnen.

(3) Dauert die Dienstverhinderung über die in den
Abs. 1 und 2 genannten Zeiträume hinaus an, so gebührt
dem Vertragsbediensteten für die gleichen Zeiträume die
Hälfte des Monatsentgeltes und der Kinderzulage.
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(4) Die Ansprüche nach den Abs. 1 bis 3 enden, so-
weit im Abs. 6 nichts anderes bestimmt ist, jedenfalls
mit dem Ende des Dienstverhältnisses.

(5) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach dem
Wiederantritt des Dienstes neuerlich eine Dienstver-
hinderung wegen einer Krankheit oder wegen desselben
Unfalles ein, so gilt sie als Fortsetzung der früheren
Dienstverhinderung.

(6) Bei einer Dienstverhinderung wegen eines Un-
falles im Dienst, den der Vertragsbedienstete nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, kann der
Dienstgeber Leistungen nach den Abs. 1 und 3 über die
dort genannten Zeiträume hinaus ganz oder zum Teil
gewähren, und zwar auch über die Beendigung des
Dienstverhältnisses hinaus.

(7) Ist der Vertragsbedienstete nach wenigstens ein-
monatiger Dienstleistung durch einen anderen wichti-
gen, seine Person betreffenden Grund ohne sein Ver-
schulden an der Ausübung des Dienstes verhindert, so
gebühren ihm das Monatsentgelt und die Kinderzulage
für die ersten 15 Kalendertage in voller Höhe, für wei-
tere 15 Kalendertage in halber Höhe.

(8) Hat eine Dienstverhinderung wegen eines Unfal-
les oder einer Krankheit oder aus einem im Abs. 7 ge-
nannten Grund ein Jahr gedauert, so endet das Dienst-
verhältnis mit dem Ablauf dieser Frist, es sei denn, dass
vorher seine Fortsetzung vereinbart wurde. Bei der Be-
rechnung der einjährigen Frist gilt eine Dienstverhin-
derung, die innerhalb von sechs Monaten nach dem
Wiederantritt des Dienstes eintritt, als Fortsetzung der
früheren Dienstverhinderung. Der Vertragsbedienstete
ist vom Dienstgeber spätestens drei Monate vor dem
Ablauf der Frist nachweislich vom bevorstehenden Ende
des Dienstverhältnisses zu verständigen. Erfolgt die
nachweisliche Verständigung später, so endet das
Dienstverhältnis drei Monate nach dieser Verständi-
gung, sofern der Vertragsbedienstete bis dahin den
Dienst nicht wieder angetreten hat und vor dem Ablauf
dieser Frist auch keine Verlängerung des Dienstverhält-
nisses vereinbart worden ist. Die Verständigung gilt auch
dann als nachweislich erfolgt, wenn sie auf eine Weise
zugestellt oder hinterlegt wurde, die den Regelungen des
Zustellgesetzes über die Zustellung zu eigenen Handen
oder über eine nachfolgende Hinterlegung entspricht.
Abgabestelle ist jedenfalls auch eine vom Vertragsbe-
diensteten dem Dienstgeber bekannt gegebene Wohn-
adresse.

(9) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer in-
ländischen Gebietskörperschaft sind, wenn zwischen

der Beendigung eines solchen Dienstverhältnisses und
der Aufnahme jeweils nicht mehr als sechs Wochen ver-
strichen sind und das jeweilige Dienstverhältnis durch
Kündigung seitens des Dienstgebers oder durch Zeit-
ablauf beendet wurde, der Dauer des Dienstverhältnis-
ses nach den Abs. 1 und 7 zuzurechnen.

§ 52
Ansprüche bei Beschäftigungsverboten

Weiblichen Vertragsbediensteten gebühren für die
Zeit, während der sie nach § 2 Abs. 1 und 2 und § 4 Abs. 1
des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 oder nach § 3
Abs. 1 bis 3 und § 5 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes
1979 nicht beschäftigt werden dürfen, keine Bezüge,
wenn die laufenden Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers für diese Zeit die Höhe der vollen Bezüge
erreichen. Ist dies nicht der Fall, so gebührt ihnen eine
Ergänzung auf die vollen Bezüge. Die Zeit, für die nach
den genannten Vorschriften ein Beschäftigungsverbot
besteht, gilt nicht als Dienstverhinderung nach § 51.

§ 53
Vorschuss, Geldaushilfe

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen ein Vorschuss gewährt werden, wenn berücksich-
tigungswürdige Gründe vorliegen. Die Gewährung des
Vorschusses kann von Sicherstellungen abhängig ge-
macht werden.

(2) Der Vorschuss ist durch Abzug vom Monatsent-
gelt hereinzubringen. Bei der Festsetzung der Abzugs-
raten sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver-
tragsbediensteten zu berücksichtigen. Der Vertragsbe-
dienstete kann den Vorschuss auch vorzeitig zurück-
zahlen. Endet das Dienstverhältnis des Vertragsbe-
diensteten, so können zur Deckung eines noch nicht zur
Gänze zurückgezahlten Vorschusses die dem Vertrags-
bediensteten aus dem beendeten Dienstverhältnis zu-
stehenden Geldleistungen herangezogen werden.

(3) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen eine Geldaushilfe gewährt werden, wenn er unver-
schuldet in Not geraten ist oder sonst berücksichti-
gungswürdige Gründe vorliegen.

4 .  A b s c h n i t t
Urlaub, Dienstfreistellung

§ 54
Anspruch auf Erholungsurlaub

Der Vertragsbedienstete hat in jedem Kalenderjahr
(Urlaubsjahr) Anspruch auf Erholungsurlaub.
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§ 55
Ausmaß des Erholungsurlaubes

(1) Das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt, so-
weit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, in jedem
Kalenderjahr

a) 200 Dienststunden bei einem Dienstalter von we-
niger als 25 Jahren,

b) 240 Dienststunden bei einem Dienstalter von min-
destens 25 Jahren.

(2) In dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhält-
nis als Vertragsbediensteter begründet wurde, beträgt
das Urlaubsausmaß für jeden begonnenen Monat des
Dienstverhältnisses ein Zwölftel des jährlichen Ur-
laubsausmaßes. Hat das Dienstverhältnis in diesem Ka-
lenderjahr ununterbrochen mindestens sechs Monate
gedauert, so gebührt das volle Urlaubsausmaß.

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines Karenz-
urlaubes, einer Außerdienststellung nach § 35 des Inns-
brucker Gemeindebeamtengesetzes 1970, einer Fami-
lienhospizfreistellung nach § 72 Abs. 1 lit. c oder einer
ungerechtfertigten Abwesenheit vom Dienst, so ge-
bührt der Erholungsurlaub, soweit er noch nicht ver-
braucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem um diese
Zeiten verkürzten Kalenderjahr entspricht.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Urlaubsaus-
maßes Teile von Dienststunden, so sind sie auf volle
Dienststunden aufzurunden.

(5) Unter Dienstalter im Sinne der Abs. 1 und 6 ist
die Zeit zu verstehen, die für die Vorrückung in höhere
Bezüge maßgebend ist. Zum Dienstalter zählen für die
Ermittlung des Urlaubsausmaßes auch vor dem 18. Le-
bensjahr in einem Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck
zurückgelegte Zeiten sowie Zeiten, die dem Vertragsbe-
diensteten wegen der Überstellung in eine höhere Ent-
lohnungsgruppe nicht angerechnet wurden. Dem Ver-
tragsbediensteten, der ein abgeschlossenes Hochschul-
studium aufweist und einer Entlohnungsgruppe ange-
hört, für die die volle Hochschulbildung vorgeschrieben
ist, ist die Zeit dieses Studiums für die Bemessung des
Urlaubsausmaßes bis zu einem Höchstausmaß von fünf
Jahren anzurechnen. Der für das Studium angerechnete
Zeitraum vermindert sich insoweit, als dem Vertragsbe-
diensteten die Zeit des Studiums bei der Feststellung des
Dienstalters bereits berücksichtigt wurde. Einem Ver-
tragsbediensteten der Entlohnungsgruppen a und b ist
überdies die vor der Vollendung des 18. Lebensjahres zu-
rückgelegte Schulzeit im Ausmaß von zwei Jahren für
die Bemessung des Urlaubsausmaßes anzurechnen. Die-
ser Zeitraum vermindert sich insoweit, als eine vor dem

18. Lebensjahr in einem Dienstverhältnis zur Stadt Inns-
bruck zurückgelegte Zeit bei der Feststellung des
Dienstalters bereits berücksichtigt wurde.

(6) Das für ein höheres Urlaubsausmaß maßgebende
Dienstalter gilt im betreffenden Kalenderjahr als er-
reicht, wenn es vor dem Ablauf des 30. September die-
ses Jahres vollendet wird.

§ 56
Erhöhung des Urlaubs-

ausmaßes für Behinderte

(1) Das Urlaubsausmaß des Vertragsbediensteten er-
höht sich, soweit in den Abs. 2 und 3 nichts anderes be-
stimmt ist, um 16 Dienststunden, wenn zu dem für das
Erreichen des Dienstalters im Sinne des § 55 Abs. 6 maß-
gebenden Zeitpunkt eine der folgenden Voraussetzun-
gen gegeben ist:

a) Bezug einer Rente auf Grund des Kriegsopferver-
sorgungsgesetzes 1957, des Opferfürsorgegesetzes oder
des Heeresversorgungsgesetzes wegen Minderung der
Erwerbsfähigkeit;

b) Bezug einer Rente als Folge eines Dienstunfalles
oder einer Berufskrankheit im Dienste einer Gebiets-
körperschaft;

c) Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder 2 des
Behinderteneinstellungsgesetzes;

d) Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung nach
§ 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1953 oder
nach § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969,
in der Fassung vor dem In-Kraft-Treten des Gesetzes
BGBl. Nr. 329/1973.

(2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von 16 Dienst-
stunden erhöht sich bei einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit von mindestens 30 v. H. auf 32 Dienststunden
und von mindestens 50 v. H. auf 40 Dienststunden.

(3) Für blinde Vertragsbedienstete erhöht sich das
Urlaubsausmaß jedenfalls um 40 Dienststunden.

§ 57
Verbrauch des Erholungsurlaubes

(1) Über den Verbrauch des Erholungsurlaubes ist
rechtzeitig vor jedem Urlaubsantritt unter Berücksich-
tigung der dienstlichen Interessen eine Vereinbarung zu
treffen. Auf die persönlichen Verhältnisse des Vertrags-
bediensteten ist dabei angemessen Rücksicht zu neh-
men. Soweit nicht zwingende dienstliche Gründe ent-
gegenstehen, hat der Vertragsbedienstete Anspruch, die
Hälfte des Erholungsurlaubes ungeteilt zu verbrauchen.

(2) In den ersten sechs Monaten des Dienstverhält-
nisses darf der Verbrauch des Erholungsurlaubes ein
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Zwölftel des jährlichen Ausmaßes für jeden begonne-
nen Monat des Dienstverhältnisses nicht übersteigen.

§ 58
Vorgriff auf künftige Urlaubsansprüche

Dem Vertragsbediensteten kann bei Vorliegen be-
sonders berücksichtigungswürdiger Gründe auf sein
Ansuchen der Verbrauch des ganzen oder eines Teiles
des im nächsten Kalenderjahr gebührenden Erholungs-
urlaubes gestattet werden.

§ 59
Erkrankung während 

des Erholungsurlaubes

(1) Erkrankt der Vertragsbedienstete während des Er-
holungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt zu haben, so sind Dienststunden,
an denen der Vertragsbedienstete durch die Erkrankung
dienstunfähig war, auf das Urlaubsausmaß nicht anzu-
rechnen, wenn die Erkrankung länger als drei Kalen-
dertage gedauert hat.

(2) Der Vertragsbedienstete hat dem unmittelbaren
Vorgesetzten nach dreitägiger Krankheitsdauer die Er-
krankung unverzüglich mitzuteilen. Ist dies dem Ver-
tragsbediensteten aus Gründen, die nicht von ihm zu
vertreten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung als
rechtzeitig, wenn sie unmittelbar nach dem Wegfall des
Hindernisses nachgeholt wird. Beim Wiederantritt des
Dienstes hat der Vertragsbedienstete unverzüglich ein
ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des zuständi-
gen Krankenversicherungsträgers über den Beginn und
die Dauer der Dienstunfähigkeit vorzulegen. Erkrankt
der Vertragsbedienstete während eines Erholungsurlau-
bes im Ausland, so ist dem ärztlichen Zeugnis eine be-
hördliche Bestätigung darüber beizufügen, dass es von
einem zur Ausübung des ärztlichen Berufes zugelasse-
nen Arzt ausgestellt wurde . Eine solche Bestätigung ist
nicht erforderlich, wenn die ärztliche Behandlung (sta-
tionär oder ambulant) in einer Krankenanstalt erfolgt ist
und hiefür eine Bestätigung dieser Anstalt vorgelegt
wird. Kommt der Vertragsbedienstete diesen Verpflich-
tungen nicht nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(3) Erkrankt ein Vertragsbediensteter, der während
eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungszweck des
Urlaubes widersprechende Erwerbstätigkeit ausübt, so
ist Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn die Erkrankung mit
dieser Erwerbstätigkeit im ursächlichen Zusammen-
hang steht.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch für Vertragsbediens-
tete, die wegen eines Unfalles dienstunfähig waren.

§ 60
Verfall des Anspruches 
auf Erholungsurlaub

Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt, wenn der
Vertragsbedienstete den Erholungsurlaub nicht bis zum
31. Dezember des dem Urlaubsjahr folgenden Kalen-
derjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu die-
sem Zeitpunkt aus dienstlichen Gründen nicht möglich,
so verfällt der Anspruch auf Erholungsurlaub erst mit
dem Ablauf des diesem Zeitpunkt folgenden Kalender-
jahres. Hat der Vertragsbedienstete einen Karenzurlaub
nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1998 bzw. dem
Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Ka-
renzurlaubsgesetz 1998 in Anspruch genommen, so
wird der Verfallstermin um jenen Zeitraum hinausge-
schoben, um den dieser Karenzurlaub das Ausmaß von
zehn Monaten übersteigt.

§ 61
Verhinderung des Urlaubsantrittes,

Unterbrechung des Erholungsurlaubes

(1) Die Vereinbarung über den Verbrauch des Erho-
lungsurlaubes schließt eine aus besonderen dienstlichen
Gründen gebotene abändernde Anordnung nicht aus.
Der Antritt oder die Fortsetzung des Erholungsurlau-
bes ist zu ermöglichen, sobald es der Dienst zulässt.

(2) Konnte ein Vertragsbediensteter wegen einer sol-
chen abändernden Verfügung den Erholungsurlaub
nicht zum festgesetzten Tag antreten oder ist der Ver-
tragsbedienstete aus dem Urlaub zurückberufen wor-
den, so sind ihm die hiedurch entstandenen unvermeid-
lichen Mehrauslagen zu ersetzen, soweit sie nicht als
Reisekosten nach den für Beamte der Stadt Innsbruck
geltenden Vorschriften zu ersetzen sind. Die Ersatz-
pflicht umfasst auch die entstandenen unvermeidlichen
Mehrauslagen für die mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt lebenden nahen Angehörigen im Sinne des § 69
Abs. 2, wenn ihnen ein Urlaubsantritt oder eine Fort-
setzung des Urlaubes ohne den Vertragsbediensteten
nicht zumutbar ist.

§ 62
Ersatzleistung für Erholungsurlaub 

bei Beendigung des Dienstverhältnisses

(1) Dem Vertragsbediensteten gebührt bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses für das laufende Kalen-
derjahr eine Ersatzleistung als Abgeltung für den Erho-
lungsurlaub, der der Dauer der Dienstzeit in diesem
Kalenderjahr im Verhältnis zum gesamten Kalenderjahr
entspricht. Bereits verbrauchter Erholungsurlaub dieses



S T Ü C K  17, NR. 35 167

Kalenderjahres ist auf das aliquote Urlaubsausmaß an-
zurechnen.

(2) Bemessungsgrundlage der Ersatzleistung sind das
Monatsentgelt und die Kinderzulage, die für den Zeit-
raum des gesamten Erholungsurlaubes dieses Kalender-
jahres gebühren würden. Bei der Ermittlung der Be-
messungsgrundlage ist von der am Ende des Dienstver-
hältnisses erreichten besoldungsrechtlichen Stellung
des Vertragsbediensteten auszugehen. Die Ersatzleis-
tung gebührt in dem Ausmaß der Bemessungsgrund-
lage, das dem Verhältnis des aliquoten Urlaubsausma-
ßes unter Anrechnung bereits verbrauchten Erholungs-
urlaubes nach Abs. 1 zum vollen Urlaubsausmaß ent-
spricht.

(3) Eine Ersatzleistung gebührt nicht, wenn der Ver-
tragsbedienstete 

a) ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt oder 
b) in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zur

Stadt Innsbruck übernommen wird.
(4) Hat der Vertragsbedienstete bereits Erholungs-

urlaub über das aliquote Ausmaß hinaus verbraucht, so
sind das zu viel empfangene Monatsentgelt und die Kin-
derzulage vom Vertragsbediensteten nicht zurückzuer-
statten, es sei denn, der Vertragsbedienstete 

a) tritt ohne wichtigen Grund vorzeitig aus oder
b) wird aus seinem Verschulden entlassen.
(5) Für nicht verbrauchten Erholungsurlaub aus vo-

rangangenen Kalenderjahren gebührt eine Ersatzleis-
tung in der Höhe des Monatsentgeltes und der Kinder-
zulage, die dem Vertragsbediensteten während des Er-
holungsurlaubes zugekommen wären, wenn er den
Erholungsurlaub in dem Kalenderjahr verbraucht hätte,
in dem Urlaubsanspruch entstanden ist. Für bereits ver-
fallenen Erholungsurlaub gebührt keine Ersatzleistung.

(6) Endet das Dienstverhältnis während einer Teil-
zeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 durch

a) Entlassung ohne Verschulden des Vertragsbediens-
teten,

b) begründeten vorzeitigen Austritt des Vertragsbe-
diensteten,

c) Kündigung durch den Dienstgeber oder
d) einvernehmliche Auflösung,

so ist der Berechnung der Ersatzleistung im Sinne des
Abs. 2 jenes Beschäftigungsausmaß zugrunde zu legen,
das in dem Kalenderjahr, in dem der Urlaubsanspruch
entstanden ist, für den Vertragsbediensteten überwie-
gend maßgebend war.

(7) Die Ersatzleistung nach den Abs. 1, 2, 5 und 6 ge-
bührt den Erben, wenn das Dienstverhältnis durch den
Tod des Vertragsbediensteten endet.

§ 63
Sonderurlaub

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen aus wichtigen persönlichen oder familiären Grün-
den oder aus einem sonstigen besonderen Anlass ein
Sonderurlaub gewährt werden.

(2) Ein Sonderurlaub darf, soweit im Abs. 3 nichts an-
deres bestimmt ist, nur gewährt werden, wenn keine zwin-
genden dienstlichen Gründe entgegenstehen. Er darf die
dem Anlass angemessene Dauer nicht übersteigen.

(3) Bei Kündigung durch den Dienstgeber ist dem
Vertragsbediensteten auf sein Ansuchen während der
Kündigungsfrist ein Sonderurlaub im Ausmaß von
wöchentlich mindestens einem Fünftel der Wochen-
dienstzeit zu gewähren.

(4) Ansprüche nach Abs. 3 bestehen nicht, wenn 
a) der Vertragsbedienstete einen Anspruch auf eine

Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung hat
und

b) eine Bescheinigung über die vorläufige Kranken-
versicherung vom Pensionsversicherungsträger ausge-
stellt wurde.

(5) Abs. 4 gilt nicht bei Kündigung wegen Inan-
spruchnahme einer Gleitpension nach § 253c des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes.

(6) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der Ver-
tragsbedienstete den Anspruch auf die vollen Bezüge.

§ 64
Karenzurlaub

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein Ansu-
chen ein Urlaub unter Entfall der Bezüge (Karenzur-
laub) gewährt werden, sofern nicht zwingende dienst-
liche Gründe entgegenstehen.

(2) Ein Vertragsbediensteter,
a) der befristet zum Mitglied eines Organs einer

zwischenstaatlichen Einrichtung auf Vorschlag der oder
im Einvernehmen mit der Republik Österreich bestellt
wird oder

b) der zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates
oder des Stadtschulrates für Wien bestellt wird oder

c) der mit der Funktion eines Generalsekretärs nach
§ 7 Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 für
einen fünf Jahre nicht übersteigenden Zeitraum durch
Dienstvertrag betraut wird, wobei neuerliche Betrauun-
gen zulässig sind, oder
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d) mit dem ein befristetes Dienstverhältnis zu einem
anderen Bundesland oder zur Gemeinde Wien als Mit-
glied eines unabhängigen Verwaltungssenates begründet
wird,
ist für die Dauer der Mitgliedschaft zum Organ einer
zwischenstaatlichen Einrichtung oder der Bestellung
zum Vizepräsidenten eines Landesschulrates bzw. des
Stadtschulrates für Wien oder der Betrauung mit der
Funktion eines Generalsekretärs oder für die Dauer des
befristeten Dienstverhältnisses als Mitglied eines unab-
hängigen Verwaltungssenates gegen Entfall der Bezüge
beurlaubt.

(3) Ein Karenzurlaub endet spätestens mit dem Ab-
lauf des Kalendermonats, in dem er gemeinsam mit frü-
heren Karenzurlauben eine Gesamtdauer von zehn Jah-
ren erreicht. Auf die Gesamtdauer von zehn Jahren sind
frühere, nach dienstrechtlichen Vorschriften der Stadt
Innsbruck gewährte Karenzurlaube anzurechnen, aus-
genommen Karenzurlaube nach dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979
oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998.

(4) Abs. 3 gilt nicht für Karenzurlaube,
a) die zur Betreuung
1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des Ver-

tragsbediensteten angehört und für dessen Unterhalt
überwiegend er und (oder) sein Ehegatte aufkommen,
längstens bis zum Beginn der Schulpflicht des betref-
fenden Kindes gewährt worden sind,

b) auf die ein Rechtsanspruch besteht oder
c) die kraft Gesetzes eintreten.

§ 65
Berücksichtigung des Karenz-

urlaubes für zeitabhängige Rechte

(1) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist, soweit im Fol-
genden nichts anderes bestimmt ist, für Rechte, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu
berücksichtigen.

(2) Die Zeit eines Karenzurlaubes nach dem Tiroler
Mutterschutzgesetz 1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998
bleibt für Rechte, die von der Dauer des Dienstverhält-
nisses abhängen, wirksam.

(3) Die Zeit eines Karenzurlaubes nach § 64 Abs. 4
lit. a wird mit dem Tag des Wiederantrittes des Dienstes
zur Hälfte für die Vorrückung wirksam.

(4) Die Zeit eines Karenzurlaubes ist für Rechte, die
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, in den

nachstehend angeführten Fällen bis zum jeweils ange-
führten zeitlichen Höchstausmaß zu berücksichtigen:

a) wenn der Karenzurlaub kraft Gesetzes eintritt: für
die Dauer des Anlasses des Karenzurlaubes;

b) wenn der Karenzurlaub
1. zur Begründung eines Dienstverhältnisses nach

den §§ 3 oder 4 des Entwicklungshelfergesetzes oder
2. zur Begründung eines Dienstverhältnisses zu einer

Einrichtung der Europäischen Union oder zu einer
sonstigen zwischenstaatlichen Einrichtung, der Öster-
reich angehört, oder

3. zur Ausbildung des Vertragsbediensteten für seine
dienstliche Verwendung
gewährt worden ist: auf Ansuchen des Vertragsbediens-
teten für alle von der lit. b erfassten Karenzurlaube ins-
gesamt drei Jahre.

(5) Zeiten eines früheren Karenzurlaubes, die für
Rechte, die von der Dauer des Dienstverhältnisses ab-
hängen, berücksichtigt worden sind, sind auf die
Höchstdauer nach Abs. 4 lit. b anzurechnen. Dies gilt
nicht für berücksichtigte Zeiten eines Karenzurlaubes,
der kraft Gesetzes eingetreten ist oder auf dessen Ge-
währung ein Rechtsanspruch bestanden hat.

§ 66
Auswirkungen des Karenz-

urlaubes auf den Arbeitsplatz

(1) Mit dem Antritt eines die Dauer von sechs Mo-
naten übersteigenden Karenzurlaubes ist, wenn gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, die Abberufung des
Vertragsbediensteten von seinem Arbeitsplatz verbun-
den. In den letzten zwölf Monaten vor dem Antritt des
Karenzurlaubes zurückgelegte Karenzurlaubszeiten
sind für die Berechnung der Sechsmonatsfrist zu-
sammenzuzählen.

(2) Hat der Vertragsbedienstete einen Karenzurlaub
nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz 1998 bzw. dem
Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-
Karenzurlaubsgesetz 1998 in Anspruch genommen, so
hat er darauf Anspruch, nach dem Wiederantritt des
Dienstes

a) wieder mit jenem Arbeitsplatz, auf dem er vor dem
Antritt des Karenzurlaubes verwendet wurde, oder

b) wenn dieser Arbeitsplatz nicht mehr existiert, mit
einem anderen gleichwertigen Arbeitsplatz seiner
Dienststelle oder

c) wenn ein solcher Arbeitsplatz nicht zur Verfügung
steht, mit einem gleichwertigen Arbeitsplatz einer an-
deren Dienststelle
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betraut zu werden. Bei der Zuweisung eines Arbeits-
platzes einer anderen Dienststelle ist nach Möglichkeit
auf Wünsche des Vertragsbediensteten, die sich auf die
örtliche Lage des Arbeitsplatzes beziehen, Bedacht zu
nehmen.

§ 67
Karenzurlaub zur Pflege 
eines behinderten Kindes

(1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen
ein Urlaub unter Entfall der Bezüge zu gewähren (Ka-
renzurlaub), wenn er sich der Pflege eines im gemeinsa-
men Haushalt lebenden behinderten Kindes widmet, für
das erhöhte Familienbeihilfe im Sinne des § 8 Abs. 4 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird,
und seine Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich be-
ansprucht wird (Abs. 2), solange er während dieses Zeit-
raumes seinen Wohnsitz im Inland hat, längstens jedoch
bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres des Kindes. Der
gemeinsame Haushalt besteht auch weiter, wenn sich
das behinderte Kind nur zeitweilig wegen Heilbehand-
lung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeitskraft
im Sinne des Abs. 1 liegt vor, solange das behinderte
Kind

a) das Alter für den Beginn der allgemeinen Schul-
pflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes 1985) noch nicht
erreicht hat und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

b) während der Dauer der allgemeinen Schulpflicht
wegen Schulunfähigkeit (§ 15 des Schulpflichtgesetzes
1985) entweder von der allgemeinen Schulpflicht befreit
ist oder ständiger persönlicher Hilfe und Pflege bedarf,

c) nach der Vollendung der allgemeinen Schulpflicht
und vor der Vollendung des 30. Lebensjahres dauernd
bettlägerig ist oder ständiger persönlicher Hilfe und
Pflege bedarf.

(3) Der Karenzurlaub darf frühestens zwei Monate
nach der Stellung des Ansuchens beginnen.

(4) Der Vertragsbedienstete hat den Wegfall einer der
Voraussetzungen für die Gewährung von Karenzurlaub
nach den Abs. 1 und 2 innerhalb von zwei Wochen zu
melden.

(5) Die Zeit des Karenzurlaubes ist für Rechte, die
von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht
zu berücksichtigen. Sie wird aber mit dem Tag des
Wiederantrittes des Dienstes zur Hälfte für die Vor-
rückung wirksam.

(6) Auf Ansuchen des Vertragsbediensteten kann der
Karenzurlaub vorzeitig beendet werden, wenn

a) der Grund für die Gewährung von Karenzurlaub
weggefallen ist,

b) das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer des Karenzurlaubes für den Vertragsbediensteten
eine Härte bedeuten würde und

c) keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegen-
stehen.

§ 68
Bildungskarenzurlaub

(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen drei
Jahre gedauert, so kann zwischen dem Vertragsbediens-
teten und dem Dienstgeber ein Bildungskarenzurlaub
unter Entfall der Bezüge für die Dauer von mindestens
drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbart werden. Da-
bei sind die Interessen des Vertragsbediensteten und die
dienstlichen Interessen zu berücksichtigen. Auf Verlan-
gen des Vertragsbediensteten ist das zuständige Organ
der Personalvertretung oder, wenn es sich um einen Be-
trieb handelt, in dem ein für den Vertragsbediensteten
zuständiger Betriebsrat eingerichtet ist, dieser den Ver-
handlungen beizuziehen. Ein neuerlicher Bildungska-
renzurlaub kann erst drei Jahre nach der Rückkehr aus
dem Bildungskarenzurlaub vereinbart werden.

(2) Der Vertragsbedienstete behält den Anspruch auf
sonstige, insbesondere einmalige Bezüge im Sinne des
Einkommensteuergesetzes 1988 in den Kalenderjahren,
in die Zeiten eines Bildungskarenzurlaubes fallen, in
dem Ausmaß, das dem Teil des Kalenderjahres ent-
spricht, in den keine derartigen Zeiten fallen. Für den
Dienstnehmer günstigere Regelungen werden dadurch
nicht berührt. Soweit nichts anderes vereinbart wurde,
ist die Zeit des Bildungskarenzurlaubes für Rechte des
Vertragsbediensteten, die von der Dauer des Dienstver-
hältnisses abhängen, nicht zu berücksichtigen. Fallen in
ein Kalenderjahr Zeiten eines Bildungskarenzurlaubes,
so gebührt der Erholungsurlaub, soweit er noch nicht
verbraucht worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die
Dauer des Bildungskarenzurlaubes verkürzten Kalen-
derjahr entspricht. Ergeben sich bei der Ermittlung des
Urlaubsausmaßes Teile von Dienststunden, so sind sie
auf volle Dienststunden aufzurunden. 

(3) Für die Dauer eines in den Bildungskarenzurlaub
fallenden Beschäftigungsverbotes nach dem Tiroler
Mutterschutzgesetz 1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz
1979, eines Karenzurlaubes nach dem Tiroler Mutter-
schutzgesetz 1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979
oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998,
eines Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach dem
Wehrgesetz 2001 oder eines Zivildienstes nach dem
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Zivildienstgesetz 1986 ist die Vereinbarung über den Bil-
dungskarenzurlaub unwirksam.

(4) Wird das Dienstverhältnis während eines Bil-
dungskarenzurlaubes beendet, so ist bei der Ermittlung
der Abfertigung das dem Vertragsbediensteten für den
letzten Monat vor dem Antritt des Bildungskarenz-
urlaubes gebührende Monatsentgelt und die Kinder-
zulage zugrunde zu legen.

§ 69
Pflegefreistellung

(1) Der Vertragsbedienstete hat unbeschadet des § 63
Anspruch auf Pflegefreistellung, wenn er aus einem der
folgenden Gründe nachweislich an der Dienstleistung
verhindert ist:

a) wegen der notwendigen Pflege eines im gemein-
samen Haushalt lebenden erkrankten oder verunglück-
ten nahen Angehörigen oder

b) wegen der notwendigen Betreuung seines Kindes,
Wahl- oder Pflegekindes, wenn die Person, die das Kind
ständig betreut hat, aus den Gründen des § 13d Abs. 2
lit. a bis d des Tiroler Mutterschutzgesetzes 1998 für
diese Pflege ausfällt.

(2) Als nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 gelten
der Ehegatte und Personen, die mit dem Vertragsbe-
diensteten in gerader Linie verwandt sind, ferner Ge-
schwister, Stief-, Wahl- und Pflegekinder sowie die Per-
son, mit der der Vertragsbedienstete in Lebensgemein-
schaft lebt.

(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalen-
derjahr das Ausmaß der auf eine Woche entfallenden
dienstplanmäßigen Dienstzeit des Vertragsbediensteten
nicht übersteigen. Sie vermindert sich entsprechend,
wenn der Vertragsbedienstete teilbeschäftigt ist.

(4) Darüber hinaus besteht unbeschadet des § 63 An-
spruch auf Pflegefreistellung bis zum Höchstausmaß
einer weiteren Woche der im Abs. 3 angeführten Dienst-
zeit pro Kalenderjahr, wenn der Vertragsbedienstete

a) den Anspruch auf Pflegefreistellung nach Abs. 1
verbraucht hat und

b) wegen der notwendigen Pflege seines im gemein-
samen Haushalt lebenden erkrankten Kindes, Wahl-
oder Pflegekindes, das das zwölfte Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, an der Dienstleistung neuerlich ver-
hindert ist.

(5) Die Pflegefreistellung ist in vollen Stunden zu ver-
brauchen.

(6) Ändert sich das Beschäftigungsausmaß des Ver-
tragsbediensteten während des Kalenderjahres, so ist die

in diesem Kalenderjahr bereits verbrauchte Zeit der
Pflegefreistellung in dem Ausmaß umzurechnen, das der
Änderung des Beschäftigungsausmaßes entspricht.
Bruchteile von Stunden sind hiebei auf volle Stunden
aufzurunden.

(7) Ist der Anspruch auf Pflegefreistellung erschöpft,
so kann zu einem im Abs. 4 genannten Zweck noch nicht
verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige Verein-
barung mit dem Dienstgeber angetreten werden.

§ 70
Kuraufenthalt

(1) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf sein An-
suchen für die Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbe-
freiung zu gewähren, wenn

a) ein Sozialversicherungsträger oder das Bundesamt
für Soziales und Behindertenwesen die Kosten der Kur
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet und

b) die Kur in der Benützung einer Mineralquelle oder
eines Moorbades oder im Aufenthalt in einem vorge-
schriebenen Klima oder in der therapeutischen Anwen-
dung von kaltem Wasser (Kneipp-Kur) besteht und ärzt-
lich überwacht wird.

(2) Dem Vertragsbediensteten ist, sofern nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen, auf sein An-
suchen für die Dauer der Unterbringung in einem Ge-
nesungsheim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn er zur
völligen Herstellung der Gesundheit von einem Sozial-
versicherungsträger oder vom Bundesamt für Soziales
und Behindertenwesen nach einem chirurgischen Ein-
griff oder nach einer schweren Erkrankung in ein Ge-
nesungsheim eingewiesen wird und die Kosten des Auf-
enthaltes im Genesungsheim vom Sozialversicherungs-
träger oder vom Bundesamt für Soziales und Behinder-
tenwesen getragen werden.

(3) Eine Dienstbefreiung nach den Abs. 1 und 2 gilt
als eine durch Krankheit verursachte Dienstverhinde-
rung.

§ 71
Außerdienststellung für die Wahlwerbung, 

Dienstfreistellung bzw. Außerdienststellung 
und Kürzung der Bezüge von Mandataren, 

Außerdienststellung von Funktionären
sowie Dienstfreistellung und Kürzung 

der Bezüge von Bürgermeistern

Hinsichtlich der Außerdienststellung von Vertrags-
bediensteten für die Wahlwerbung sowie für die Dienst-
freistellung bzw. Außerdienststellung und Kürzung der
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Bezüge von Mandataren, für die Außerdienststellung
von Funktionären und für die Dienstfreistellung und
Kürzung der Bezüge von Bürgermeistern, die Vertrags-
bedienstete sind, gelten die entsprechenden gesetz-
lichen Bestimmungen für Beamte der Stadt Innsbruck
sinngemäß.

§ 72
Familienhospizfreistellung

(1) Dem Vertragsbediensteten ist auf sein Ansuchen
die zum Zweck der Sterbebegleitung eines nahen Ange-
hörigen für einen bestimmten, drei Monate nicht über-
steigenden Zeitraum erforderliche 

a) Dienstplanerleichterung, insbesondere durch
Diensttausch oder Einarbeitung,

b) Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit in dem von ihm beantragten prozentuellen Ausmaß
unter anteiliger Herabsetzung seiner Bezüge oder

c) gänzliche Dienstfreistellung gegen Entfall der Be-
züge
zu gewähren. Als nahe Angehörige gelten Personen im
Sinne des § 69 Abs. 2 sowie Schwiegereltern und Schwie-
gerkinder. Dienstplanerleichterungen sind nur zulässig,
wenn sie nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung
des Dienstbetriebes führen. Auf die Herabsetzung der
regelmäßigen Wochendienstzeit sind die §§ 32 und 33
Abs. 1 und 2 anzuwenden. Dem Vertragsbediensteten
ist auf sein Ansuchen eine Verlängerung der Maßnahme
zu gewähren, wobei die Gesamtdauer der Maßnahmen
pro Anlassfall sechs Monate nicht überschreiten darf.

(2) Der Vertragsbedienstete hat sowohl den Grund
für die Maßnahme und deren Verlängerung als auch die
Angehörigeneigenschaft glaubhaft zu machen. Auf Ver-
langen des Dienstgebers ist eine schriftliche Bescheini-
gung über die Angehörigeneigenschaft vorzulegen.

(3) Der Dienstgeber hat über die vom Vertragsbe-
diensteten beantragte Maßnahme innerhalb von fünf
Arbeitstagen, über die Verlängerung innerhalb von 
zehn Arbeitstagen, ab Einlangen des Ansuchens zu ent-
scheiden.

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten auch zum Zweck der
Betreuung von im gemeinsamen Haushalt lebenden
schwerst erkrankten Kindern (Wahl- oder Pflegekin-
dern) des Vertragsbediensteten.

(5) Eine dem Vertragsbediensteten unter anteiliger
Kürzung des Monatsentgelts und der Kinderzulage ge-
währte Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienst-
zeit nach Abs. 1 lit. b bewirkt eine Kürzung der Mo-
natsentgelte und der Kinderzulage, die dem prozen-
tuellen Ausmaß der Dienststunden entspricht, die durch

die Herabsetzung der regelmäßigen Wochendienstzeit
entfallen sollen. Die Kürzung wird für den Zeitraum
wirksam, für den dem Vertragsbediensteten die Herab-
setzung der regelmäßigen Wochendienstzeit gewährt
wurde.

(6) Die Bezüge eines Vertragsbediensteten, der nach
Abs. 1 lit. c gänzlich dienstfrei gestellt wurde, entfallen
für die Dauer der Dienstfreistellung. Für jeden Kalen-
dertag vom ersten Tag der Dienstfreistellung bis zum
Tag des Wiederantrittes des Dienstes ist ein Dreißigstel
der Bezüge abzuziehen. Umfasst ein solcher Fall einen
ganzen Kalendermonat, so entfallen für den betreffen-
den Monat die Bezüge. Bereits ausbezahlte, nicht ge-
bührende Bezüge sind hereinzubringen.

(7) Der Abs. 2 des § 65 gilt sinngemäß.

5 .  A b s c h n i t t
Beendigung des 

Dienstverhältnisses

§ 73
Arten der Beendigung 
des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis des Vertragsbediensteten
endet:

a) durch Tod,
b) durch einvernehmliche Auflösung,
c) durch Übernahme in ein öffentlich-rechtliches

Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck,
d) durch vorzeitige Auflösung,
e) durch Dienstverhinderung nach § 51 Abs. 8,
f) mit dem Ablauf der Zeit, für die es eingegangen

wurde, bzw. mit dem Abschluss der Arbeit, auf die es
abgestellt war, wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte
Zeit eingegangen worden ist, oder

g) durch Kündigung mit dem Ablauf der Kündi-
gungsfrist, wenn das Dienstverhältnis auf unbestimmte
Zeit eingegangen worden ist.

(2) Während der Probezeit im Sinne des § 6 Abs. 6
kann das Dienstverhältnis von jedem Vertragsteil jeder-
zeit aufgelöst werden.

(3) Eine entgegen den Bestimmungen des § 74 aus-
gesprochene Kündigung ist rechtsunwirksam. Eine ent-
gegen den Bestimmungen des § 76 ausgesprochene Ent-
lassung gilt als Kündigung, wenn der angeführte Auflö-
sungsgrund einen Kündigungsgrund im Sinne des § 74
Abs. 2 bildet. Liegt auch kein Kündigungsgrund vor, so
ist die Entlassung rechtsunwirksam.

(4) In den Fällen des Abs. 3 gilt § 45 Abs. 3 zweiter
bis vierter Satz sinngemäß.



S T Ü C K  17, NR. 35172

(5) Ein Vertragsbediensteter hat der Stadt Innsbruck
im Fall der Beendigung des Dienstverhältnisses durch
einvernehmliche Auflösung, durch vorzeitige Auflö-
sung oder durch Kündigung die Ausbildungskosten zu
ersetzen, wenn die Ausbildungskosten für die betref-
fende Verwendung am Tag der Beendigung dieser Aus-
bildung das Sechsfache des Gehaltes eines Beamten der
Allgemeinen Verwaltung der Dienstklasse V, Gehalts-
stufe 2, zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen überstei-
gen. Der Ersatz der Ausbildungskosten entfällt, wenn

a) das Dienstverhältnis mehr als fünf Jahre nach der
Beendigung der Ausbildung geendet hat,

b) das Dienstverhältnis vom Dienstgeber aus einem
der im § 74 Abs. 2 lit. b, e, g, h und i angeführten Gründe
gekündigt worden ist oder

c) der Vertragsbedienstete aus einem der im § 76
Abs. 5 angeführten wichtigen Gründe aus dem Dienst-
verhältnis ausgetreten ist.

(6) Bei der Ermittlung der Ausbildungskosten sind
a) die Kosten einer Grundausbildung,
b) die Kosten, die der Stadt Innsbruck aus Anlass der

Vertretung des Vertragsbediensteten während der Aus-
bildung erwachsen sind, und

c) die dem Vertragsbediensteten während der Aus-
bildung zugeflossenen Bezüge, mit Ausnahme der durch
die Teilnahme an der Ausbildung verursachten Reise-
gebühren,
nicht zu berücksichtigen.

§ 74
Kündigung

(1) Ein Dienstverhältnis, das ununterbrochen ein
Jahr gedauert hat, kann der Dienstgeber nur schriftlich
und mit Angabe des Grundes kündigen. Hat das Dienst-
verhältnis noch nicht ununterbrochen ein Jahr gedau-
ert, so kann der Dienstgeber das Dienstverhältnis auch
mündlich und ohne Angabe des Grundes kündigen.

(2) Ein Grund im Sinne des Abs. 1 erster Satz, der
den Dienstgeber zur Kündigung berechtigt, liegt insbe-
sondere vor, wenn

a) der Vertragsbedienstete seine Dienstpflichten
gröblich verletzt, sofern nicht die Entlassung in Frage
kommt;

b) der Vertragsbedienstete sich für eine entspre-
chende Verwendung als geistig oder körperlich nicht
geeignet erweist;

c) der Vertragsbedienstete den im Allgemeinen er-
zielbaren angemessenen Arbeitserfolg trotz Ermah-
nung nicht erreicht, sofern nicht die Entlassung in Frage
kommt;

d) der Vertragsbedienstete eine im Dienstvertrag ver-
einbarte Prüfung nicht rechtzeitig mit Erfolg ablegt;

e) der Vertragsbedienstete handlungsunfähig wird;
f) es sich erweist, dass das gegenwärtige oder frühere

Verhalten des Vertragsbediensteten dem Ansehen oder
den Interessen des Dienstes abträglich ist, sofern nicht
die Entlassung in Frage kommt;

g) eine Änderung des Arbeitsumfanges, der Organi-
sation des Dienstes oder der Arbeitsbedingungen die
Kündigung notwendig macht und eine Weiterverwen-
dung des Vertragsbediensteten in einer seiner Einstu-
fung entsprechenden Verwendung nicht möglich ist, es
sei denn, dass das Dienstverhältnis des Vertragsbediens-
teten durch die Kündigung in einem Zeitpunkt enden
würde, in dem er das 50. Lebensjahr vollendet und das
Dienstverhältnis bereits zehn Jahre gedauert hat;

h) der Vertragsbedienstete vor dem Zeitpunkt der
Beendigung des Dienstverhältnisses das für Leistungen
aus dem Versicherungsfall des Alters in der gesetzlichen
Pensionsversicherung vorgeschriebene Anfallsalter er-
reicht hat;

i) der Vertragsbedienstete das 65. Lebensjahr vollen-
det hat und einen Anspruch auf einen Ruhegenuss aus
einem öffentlichen Dienstverhältnis hat oder mit Erfolg
geltend machen kann.

§ 75
Kündigungsfrist

(1) Die Kündigungsfrist beträgt für beide Vertrags-
teile nach einer Dauer des Dienstverhältnisses von
weniger als sechs Monaten .......................... eine Woche
sechs Monaten .......................................... zwei Wochen
einem Jahr .................................................. einen Monat
zwei Jahren ................................................ zwei Monate
fünf Jahren .................................................. drei Monate
zehn Jahren ................................................. vier Monate
fünfzehn Jahren ........................................ fünf Monate.
(2) Die Kündigungsfrist hat, wenn sie nach Wochen be-
messen ist, mit dem Ablauf einer Woche, wenn sie nach
Monaten bemessen ist, mit dem Ablauf eines Kalender-
monats zu enden. Für die Berechnung der Kündigungs-
frist gilt § 51 Abs. 9 sinngemäß.

§ 76
Vorzeitige Auflösung 

des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis kann, wenn es auf be-
stimmte Zeit eingegangen wurde, vor dem Ablauf die-
ser Zeit, sonst aber ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist von jedem Vertragsteil aus wichtigen Gründen auf-
gelöst werden.
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(2) Ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur
vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses (Entlas-
sung) berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn der Ver-
tragsbedienstete

a) die Aufnahme in das Dienstverhältnis durch un-
wahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Ver-
schweigen von Umständen erschlichen hat, die eine
Aufnahme nach diesem Gesetz oder nach anderen
Rechtsvorschriften ausgeschlossen hätten;

b) sich einer besonders schweren Verletzung der
Dienstpflichten oder einer Handlung oder einer Unter-
lassung schuldig gemacht hat, die ihn des Vertrauens des
Dienstgebers als unwürdig erscheinen lässt; dies ist ins-
besondere der Fall, wenn der Vertragsbedienstete sich
Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen
Vorgesetzte oder Mitarbeiter zuschulden kommen lässt
oder wenn er sich bei der Besorgung seiner dienstlichen
Aufgaben oder im Zusammenhang damit von dritten
Personen Geschenke, einen anderen Vermögensvorteil
oder sonstige Vorteile zuwenden lässt;

c) seinen Dienst in wesentlichen Belangen erheblich
vernachlässigt oder ohne einen wichtigen Hinderungs-
grund während einer den Umständen nach erheblichen
Zeit die Dienstleistung unterlässt;

d) sich weigert, seine dienstlichen Aufgaben ord-
nungsgemäß zu besorgen oder Weisungen seiner Vor-
gesetzten, soweit kein Grund zur Ablehnung vorliegt,
zu befolgen;

e) eine Nebenbeschäftigung ausübt, die dem Anstand
widerstreitet oder die ihn an der vollständigen oder ge-
nauen Erfüllung seiner Dienstpflichten hindert, und er
diese Beschäftigung trotz Aufforderung nicht aufgibt;

f) sich ein ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung
des Krankenversicherungsträgers arglistig beschafft
oder missbräuchlich verwendet.

(3) Ist gegen den Vertragsbediensteten ein strafge-
richtliches Urteil ergangen, das nach den bestehenden
gesetzlichen Vorschriften den Verlust des Amtes un-
mittelbar zur Folge hat, so gilt das Dienstverhältnis mit
dem Zeitpunkt des Eintrittes der Rechtskraft des Ur-
teils als aufgelöst. Ansprüche des Vertragsbediensteten,
die mit der Beendigung des Dienstverhältnisses entste-
hen, gelten als erloschen.

(4) Das Gleiche gilt
a) bei Vertragsbediensteten in einer nach § 14 Abs. 1

österreichischen Staatsbürgern vorbehaltenen Verwen-
dung für den Fall des Verlustes der österreichischen
Staatsbürgerschaft;

b) bei anderen Vertragsbediensteten

1. für den Fall des Verlustes der österreichischen
Staatsbürgerschaft, wenn weder die Staatsangehörigkeit
eines vom § 4 Abs. 1 lit. a erfassten Landes gegeben ist
noch die Nachsicht nach § 4 Abs. 4 vor dem Verlust er-
teilt worden ist,

2. für den Fall des Verlustes der Staatsangehörigkeit
eines vom § 4 Abs. 1 lit. a erfassten Landes, wenn nicht
die Staatsangehörigkeit eines anderen vom § 4 Abs. 1
lit. a erfassten Landes oder die österreichische Staats-
bürgerschaft gegeben ist oder die Nachsicht nach § 4
Abs. 4 vor dem Verlust erteilt worden ist.

(5) Ein wichtiger Grund, der den Vertragsbedienste-
ten zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses
(Austritt) berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn der
Vertragsbedienstete zur Dienstleistung unfähig wird
oder die Dienstleistung ohne Schaden für seine Ge-
sundheit nicht mehr fortsetzen kann.

§ 77
Abfertigung

Soweit im § 96 nichts anderes bestimmt ist, gelten für
die Anwartschaft und den Anspruch auf Abfertigung,
die hiefür zu leistenden Beiträge sowie die Auswahl der
Mitarbeitervorsorgekassen der 1. und der 3. Teil des Be-
trieblichen Mitarbeitervorsorgegesetzes (BMVG) mit
folgenden Abweichungen:

a) der Beitragsleistung im Sinne des § 6 BMVG sind
das Monatsentgelt nach § 35 Abs. 1 und die Sonderzah-
lungen nach § 35 Abs. 2 zugrunde zu legen;

b) die Auswahl der Mitarbeitervorsorgekasse erfolgt
abweichend vom § 9 BMVG durch den Gemeinderat
unter Mitwirkung des zuständigen Organes der Perso-
nalvertretung, oder, wenn es sich um einen Betrieb han-
delt, des für den Vertragsbediensteten zuständigen Be-
triebsrates, falls ein solcher eingerichtet ist;

c) § 6 Abs. 5, § 9 Abs. 1, § 10 und § 47 BMVG gelten
nicht.

§ 78
Sterbekostenbeitrag, Sterbegeld

(1) Endet das Dienstverhältnis durch den Tod des
Vertragsbediensteten, so gebührt anstelle der Abferti-
gung ein Sterbekostenbeitrag. Dieser beträgt die Hälfte
der Abfertigung. Hat das Dienstverhältnis noch nicht
drei Jahre gedauert, so beträgt der Sterbekostenbeitrag
das Einfache des dem Vertragsbediensteten für den letz-
ten Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Mo-
natsentgeltes und der Kinderzulage. Der Sterbekosten-
beitrag gebührt den gesetzlichen Erben, zu deren Unter-
halt der Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes gesetz-
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lich verpflichtet war. Sind solche gesetzliche Erben nicht
vorhanden, so kann der Sterbekostenbeitrag ganz oder
zum Teil den Personen gewährt werden, die erwiesener-
maßen die Begräbniskosten aus eigenen Mitteln be-
stritten oder den Verstorbenen während seiner letzten
Krankheit vor seinem Tod gepflegt haben.

(2) Endet das Dienstverhältnis durch den Tod des
Vertragsbediensteten, so gebührt dem überlebenden
Ehegatten bzw. den Vollwaisen, für deren Unterhalt der
Vertragsbedienstete im Zeitpunkt seines Todes zu sor-
gen hatte, ein Restbetrag auf das Monatsentgelt, die Kin-
derzulage und eine allfällige Sonderzahlung des Ver-
storbenen als Sterbegeld.

§ 79
Zeugnis

Bei Beendigung des Dienstverhältnisses ist dem Ver-
tragsbediensteten auf sein Verlangen ein schriftliches
Zeugnis über die Dauer und die Art seiner Verwendung
auszustellen.

6 .  A b s c h n i t t
Sonderverträge

§ 80
Sonderverträge

In Ausnahmefällen können in Dienstverträgen Re-
gelungen getroffen werden, die von den Bestimmungen
dieses Gesetzes abweichen. Solche Dienstverträge sind
als Sonderverträge zu bezeichnen.

7.  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen für Kindergärtnerinnen 

und Sonderkindergärtnerinnen

§ 81
Dienstzeit

(1) Die Wochendienstzeit der nach § 14 Abs. 1 und 3
des Tiroler Kindergarten- und Hortgesetzes, LGBl.
Nr. 14/1973, in der jeweils geltenden Fassung bestellten
Kindergärtnerinnen und Sonderkindergärtnerinnen
wird durch

a) die Gruppenarbeit im Ausmaß der Besuchszeit von
30 bis 32 Wochenstunden und

b) die zusätzliche Anwesenheit im Kindergarten oder
im Integrationskindergarten im Ausmaß von bis zu
sechs Stunden je Woche, wenn dies

1. zur Beaufsichtigung der Kinder außerhalb der
Besuchszeit,

2. zur Erfüllung der Verpflichtung zur Zusammenar-
beit mit den Eltern nach § 5 des Tiroler Kindergarten-
und Hortgesetzes,

3. zur Besorgung von Verwaltungsaufgaben und für
die Teilnahme an Besprechungen oder

4. aus Anlass von Festen im Kindergarten oder im
Integrationskindergarten
erforderlich ist,
erfüllt. Die Summe der Wochenstunden nach lit. a und
der Stunden je Woche nach lit. b soll 36 nicht über-
steigen.

(2) Die Wochendienstzeit der nach § 14 Abs. 4 des
Tiroler Kindergarten- und Hortgesetzes bestellten Kin-
dergärtnerinnen und Sonderkindergärtnerinnen wird
durch

a) die Gruppenarbeit im Ausmaß der Besuchszeit von
20 Wochenstunden und

b) die zusätzliche Anwesenheit im heilpädagogischen
Kindergarten im Ausmaß von bis zu elf Stunden je Wo-
che, wenn dies

1. für Rehabilitationsmaßnahmen für einzelne Kin-
der,

2. zur Beaufsichtigung der Kinder außerhalb der
Besuchszeit,

3. zur Erfüllung der Verpflichtung zur Zusammenar-
beit mit den Eltern nach § 5 des Tiroler Kindergarten-
und Hortgesetzes,

4. zur Besorgung von Verwaltungsaufgaben und für
die Teilnahme an Besprechungen oder

5. aus Anlass von Festen im heilpädagogischen Kin-
dergarten
erforderlich ist,
erfüllt.

(3) Als Besuchszeit gilt die nach § 16 des Tiroler Kin-
dergarten- und Hortgesetzes festgelegte Kindergarten-
öffnungszeit.

(4) Kindergärtnerinnen, die mit weniger als 30 Wo-
chenstunden, und Sonderkindergärtnerinnen, die mit
weniger als 20 Wochenstunden mit Gruppenarbeit be-
schäftigt sind, sind im entsprechenden Ausmaß teilbe-
schäftigt. Das Ausmaß ihrer Anwesenheitspflicht nach
Abs. 1 lit. b und Abs. 2 lit b ist im entsprechenden Aus-
maß zu kürzen.

§ 82
Ferien, Urlaub

(1) Die Kindergärtnerinnen und die Sonderkinder-
gärtnerinnen sind während der Ferien im Sinne des § 17
Abs. 2 und 3 des Tiroler Kindergarten- und Hortgeset-
zes beurlaubt, soweit im Abs. 2 und in den §§ 83 und 84
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Kindergärtnerinnen und die Sonderkinder-
gärtnerinnen sind zu Beginn und am Ende der Haupt-
ferien bis zum Höchstausmaß von insgesamt sechs
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Tagen zur Anwesenheit und zur Dienstleistung im Kin-
dergarten verpflichtet, wenn dies erforderlich ist.

§ 83
Urlaubssonderregelungen

(1) Auf Kindergärtnerinnen und Sonderkindergärt-
nerinnen, die in Kindergärten verwendet werden, die der
Kindergartenerhalter auch während der Ferien offen
hält oder für die der Kindergartenerhalter die Ferien
nach § 17 Abs. 4 des Tiroler Kindergarten- und Hort-
gesetzes durch eine Verkürzung um mindestens zwei
Wochen abweichend festgesetzt hat, sind die §§ 54 bis 62
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle
des Kalenderjahres das Kindergartenjahr tritt. Das Kin-
dergartenjahr beginnt am 1. September und endet am
31. August des nächstfolgenden Kalenderjahres. Das
Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt bei einem
Dienstalter von weniger als 25 Jahren das Siebenfache
und bei einem Dienstalter von mindestens 25 Jahren das
Achtfache der nach § 81 Abs. 1 bzw. 2 festgesetzten
Wochenstunden. Der Urlaub ist so weit wie möglich
während der Ferien zu verbrauchen. Im Falle der Beur-
laubung nach § 82 Abs. 1 bildet die durchschnittliche
tägliche Dienstzeit die Grundlage für die Berechnung
des Urlaubsverbrauches.

(2) Die von Kindergärtnerinnen und von Sonderkin-
dergärtnerinnen, die in Kindergärten im Sinne des Abs. 1
verwendet werden, gegenüber Kindergärtnerinnen und
Sonderkindergärtnerinnen, die nicht in solchen Kinder-
gärten verwendet werden, erhöhte jährliche Dienstzeit
ist, soweit die Wochendienstzeit im Sinne des § 81 Abs. 1
bzw. 2 nicht überschritten wird, durch Freizeit im Ver-
hältnis 1:1 bis spätestens zum Ende des nächstfolgen-
den Kindergartenjahres im Sinne des Abs. 1 auszuglei-
chen. Ist dies nicht möglich, so ist die erhöhte Dienst-
zeit mit der Grundvergütung für Überstunden nach § 89
Abs. 2 abzugelten. Ein Zeitausgleich oder eine Abgel-
tung in Geld hat nur für tatsächlich geleistete Dienst-
stunden zu erfolgen.

(3) Auf Kindergärtnerinnen und Sonderkindergärt-
nerinnen, deren Dienstverhältnis vor dem Ablauf des
Kindergartenjahres endet, ist Abs. 1 sinngemäß anzu-
wenden, auch wenn diese Bediensteten nicht in Kinder-
gärten im Sinne des Abs. 1 verwendet werden.

(4) Eine Beurlaubung nach § 82 zählt als verbrauch-
ter Erholungsurlaub.

§ 84
Fortbildung

Kindergärtnerinnen und Sonderkindergärtnerinnen
haben um ihre berufliche Fortbildung bemüht zu sein.

Sie sind jedenfalls verpflichtet, während der Ferien im
Sinne des § 17 des Tiroler Kindergarten- und Hortge-
setzes Fortbildungsveranstaltungen im Ausmaß von
höchstens fünf Tagen im Jahr zu besuchen, wenn sie hie-
zu beauftragt werden.

§ 85
Monatsentgelt

(1) Kindergärtnerinnen und Sonderkindergärtnerin-
nen sind in die Entlohnungsgruppe ki einzureihen. Das
Monatsentgelt in der Entlohnungsgruppe ki beträgt:

in der Entlohnungsstufe Euro

1 .......................................................................... 1478,9
2 .......................................................................... 1504,0
3 .......................................................................... 1527,7
4 .......................................................................... 1546,0
5 .......................................................................... 1573,1
6 .......................................................................... 1609,8
7 .......................................................................... 1673,7
8 .......................................................................... 1757,1
9 .......................................................................... 1810,7

10 .......................................................................... 1865,0
11 .......................................................................... 1949,0
12 .......................................................................... 2052,6
13 .......................................................................... 2156,4
14 .......................................................................... 2259,7
15 .......................................................................... 2363,2
16 .......................................................................... 2454,6
17 .......................................................................... 2550,3
18 .......................................................................... 2652,5
19 .......................................................................... 2745,6

(2) Die Allgemeine Zulage nach § 48 lit. a gebührt
nicht.

§ 86
Dienstzulage für Leiterinnen

(1) Den Leiterinnen von Kindergärten gebührt eine
Dienstzulage. Sie wird durch die Dienstzulagengruppe
und die Entlohnungsstufe bestimmt.

(2) Es bestehen folgende Dienstzulagengruppen:
a) Dienstzulagengruppe 1: in Kindergärten und Inte-

grationskindergärten mit fünf oder mehr Gruppen und
in heilpädagogischen Kindergärten mit vier oder mehr
Gruppen,

b) Dienstzulagengruppe 2: in Kindergärten und Inte-
grationskindergärten mit vier Gruppen und in heilpäda-
gogischen Kindergärten mit drei Gruppen,

c) Dienstzulagengruppe 3: in Kindergärten und Inte-
grationskindergärten mit drei Gruppen und in heilpä-
dagogischen Kindergärten mit zwei Gruppen,
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d) Dienstzulagengruppe 4: in Kindergärten und Inte-
grationskindergärten mit zwei Gruppen und in heilpä-
dagogischen Kindergärten mit einer Gruppe,

e) Dienstzulagengruppe 5: in Kindergärten und Inte-
grationskindergärten mit einer Gruppe.

§ 87
Höhe der Dienstzulage für Leiterinnen

(1) Die Dienstzulage für Leiterinnen beträgt:

(2) Kindergärtnerinnen, die mindestens während
eines Monats ununterbrochen die Leitung des Kinder-
gartens vertretungsweise ausüben, gebührt ab dem
31. Kalendertag der Vertretung pro Kalendertag 1/30 der
Dienstzulage nach Abs. 1.

§ 88
Dienstzulage für Sonderkindergärtnerinnen

sowie für Kindergärtnerinnen
an heilpädagogischen Kindergärten

(1) Sonderkindergärtnerinnen, die an Integrations-
kindergärten oder an heilpädagogischen Kindergärten
verwendet werden, gebührt eine Dienstzulage. Sie wird
durch die Entlohnungsstufe bestimmt.

(2) Die Dienstzulage nach Abs. 1 beträgt:

in den Entlohnungsstufen Euro

1 bis 5 ........................................................................ 75,0
6 bis 11 .................................................................... 105,3
ab 12 ....................................................................... 149,8

(3) Kindergärtnerinnen, die an heilpädagogischen
Kindergärten verwendet werden, gebührt eine Dienst-
zulage in der Höhe von 50 v. H. der Dienstzulage nach
Abs. 2.

§ 89
Überstunden, Überstundenvergütung

(1) Eine Überstunde liegt vor, wenn die Wochen-
dienstzeit

a) für die Gruppenarbeit nach § 81 Abs. 1 lit. a 
32 Wochenstunden,

b) die Summe der Wochenstunden nach § 81 Abs. 1
lit. a und b von 36 Wochenstunden,

c) für die Gruppenarbeit nach § 81 Abs. 2 lit. a 
20 Wochenstunden oder

d) die Summe der Wochenstunden nach § 81 Abs. 2
lit. a und b von 31 Wochenstunden
überschreitet.

(2) Die Grundvergütung für die Überstunden ist
durch die Teilung des Monatsentgeltes bei Kindergärt-
nerinnen durch 138,56 sowie bei Kindergärtnerinnen
und Sonderkindergärtnerinnen an heilpädagogischen
Kindergärten durch 86,6 zu ermitteln.

8 .  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen 

für Kindergartenhelferinnen

§ 90
Allgemeines

(1) Die §§ 54 bis 62 gelten mit der Maßgabe, dass an-
stelle des Kalenderjahres das Kindergartenjahr im Sinne
des § 83 Abs. 1 tritt, der Erholungsurlaub während der
Ferien nach § 17 Abs. 2 und 3 des Tiroler Kindergarten-
und Hortgesetzes zu verbrauchen ist und die Zeit einer
Beurlaubung nach § 82 Abs. 1 als verbrauchter Erho-
lungsurlaub gilt.

(2) Kindergartenhelferinnen sind in das Entloh-
nungsschema I nach § 37 einzustufen, soweit nicht § 91
anzuwenden ist.

§ 91
Kindergartenhelferinnen 
mit Anspruch auf Ferien

(1) Kindergartenhelferinnen mit Anspruch auf Ferien
sind in die Entlohnungsgruppe kgh einzureihen.

(2) Das Monatsentgelt in der Entlohnungsgruppe
kgh beträgt:

in der Entlohnungsstufe Euro

1 .......................................................................... 1162,2
2 .......................................................................... 1179,8
3 .......................................................................... 1197,3
4 .......................................................................... 1282,8
5 .......................................................................... 1300,2
6 .......................................................................... 1317,7
7 .......................................................................... 1335,3
8 .......................................................................... 1352,8
9 .......................................................................... 1387,8

10 .......................................................................... 1405,1
11 .......................................................................... 1422,9
12 .......................................................................... 1440,7
13 .......................................................................... 1498,2
14 .......................................................................... 1518,7

in den Entlohnungsstufen

in der Dienst- 1 bis 10 11 bis 15 ab 16
zulagengruppe Euro

1 213,9 226,9 243,3
2 195,4 205,9 219,5
3 154,4 163,4 174,9
4 117,3 124,7 132,3
5 073,4 78,5 084,4
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in der Entlohnungsstufe Euro

15 .......................................................................... 1538,7
16 .......................................................................... 1559,5
17 .......................................................................... 1586,2
18 .......................................................................... 1614,5
19 .......................................................................... 1643,0

(3) Die Allgemeine Zulage nach § 48 lit. a gebührt
nicht.

(4) Für Kindergartenhelferinnen, die während der
Ferien unter Fortzahlung des Entgeltes nicht zu Dienst-
leistungen verpflichtet werden, gelten die §§ 82 und 84.
Werden sie während der Ferien zur Dienstleistung ver-
pflichtet, so ist ihnen jedenfalls ein Erholungsurlaub bei
einem Dienstalter von weniger als 25 Jahren im Ausmaß
des Siebenfachen und bei einem Dienstalter von mindes-
tens 25 Jahren im Ausmaß des Achtfachen der Wochen-
dienstzeit zu gewähren. Dieses Ausmaß des Erholungs-
urlaubs ist auch der Berechnung der Ersatzleistung für
Erholungsurlaub bei Beendigung des Dienstverhältnis-
ses vor dem Ablauf des Kindergartenjahres zugrunde zu
legen. Die während der Ferien erbrachte Dienstleistung
ist, mit Ausnahme jener nach § 82 Abs. 2 und der Zeit
der Fortbildung nach § 84, nach § 83 Abs. 2 in Freizeit
auszugleichen bzw. abzugelten.

9 .  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen 
für Erzieher in Horten

§ 92
Allgemeines

Die Bestimmungen des 7. Abschnittes gelten sinnge-
mäß für Erzieher und Sondererzieher in Horten mit der
Maßgabe, dass an die Stelle des Wortes „Kindergärtne-
rinnen“ das Wort „Erzieher“, an die Stelle des Wortes
„Sonderkindergärtnerinnen“ das Wort „Sondererzie-
her“, an die Stelle des Wortes „Kindergarten“ das Wort
„Hort“, an die Stelle des Wortes „Integrationskinder-
garten“ das Wort „Integrationshort“ und an die Stelle
des Wortes „heilpädagogischer Kindergarten“ das Wort
„heilpädagogischer Hort“ treten.

1 0 .  A b s c h n i t t
Sonderbestimmungen für 
Erzieher in Kinderheimen

§ 93
Monatsentgelt

(1) Auf das Monatsentgelt der Erzieher in Kinder-
heimen findet § 85 mit der Maßgabe Anwendung, dass

an die Stelle der Wortgruppe „Kindergärtnerinnen und
Sonderkindergärtnerinnen“ das Wort „Erzieher“ und an
die Stelle der Wortgruppe „Entlohnungsgruppe ki“ die
Wortgruppe „Entlohnungsgruppe ez“ treten. Abwei-
chend von § 85 Abs. 2 gebührt Erziehern in Kinderhei-
men jedoch die Allgemeine Zulage nach § 48 lit. a.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs.1 wer-
den Erzieher in Kinderheimen, die eine Reifeprüfung an
einer allgemeinbildenden oder berufsbildenden höheren
Schule sowie eine Befähigungsprüfung für Erzieher an
einer Bildungsanstalt für Sozialpädagogik erfolgreich
abgelegt haben, in die Entlohnungsgruppe b eingereiht,
wenn sie in einem Kinderheim überwiegend Kinder und
Jugendliche zu betreuen haben, die auf Dauer durch die
Jugendwohlfahrtsbehörde in diese Heime im Rahmen
der vollen Erziehungshilfe eingewiesen sind.

1 1 .  A b s c h n i t t
Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 94
Eigener Wirkungsbereich

Die der Stadt Innsbruck nach diesem Gesetz oblie-
genden Aufgaben sind solche des eigenen Wirkungsbe-
reiches.

§ 95
Verweisungen auf Bundesgesetze

Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist,
gelten Verweisungen auf Bundesgesetze in der im Fol-
genden angeführten Fassung:

1. Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, BGBl.
Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
Nr. 508/1995;

2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl.
I Nr. 169/2002;

3. Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. Nr. 31/1969,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 130/2002;

4. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 683,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998;

5. Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 95/1998;

6. Ärztegesetz 1998, BGBl. I Nr. 169, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 91/2002;

7. Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz,
BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 100/2002; 

8. Behinderteneinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1970,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 158/2002;
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9. Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 111/2002;

10. Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz (BMVG),
BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung des Gesetzes
BGBl. I Nr. 158/2002;

11. Bundesgesetz über die Abgeltung von wissen-
schaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Univer-
sitäten und Universitäten der Künste, BGBl. Nr. 463/
1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 87/
2002;

12. Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 87/2002;

13. Bundesverfassungsgesetz über Kooperation und
Solidarität bei der Entsendung von Einheiten und Ein-
zelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/
1997, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 30/1998;

14. Datenschutzgesetz 2000, BGBl. I Nr. 165/1999,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 136/2001;

15. Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 155/2002;

16. Entwicklungshelfergesetz, BGBl. Nr. 574/1983,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 61/1997;

17. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 158/2002;

18. Forschungsorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 341/
1981, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 14/
2002;

19. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2002;

20. Hausbesorgergesetz, BGBl. Nr. 16/1970, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 44/2000;

21. Heeresgebührengesetz 2001, BGBl. I Nr. 31, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 103/2002;

22. Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/1964,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 150/2002;

23. Invalideneinstellungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 21,
in der Fassung des Gesetzes BGBl. Nr. 55/1958;

24. Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 150/2002;

25. Mietrechtsgesetz, BGBl. Nr. 520/1981, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 71/2002;

26. Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2002;

27. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 41/2002;

28. Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/1922, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2001;

29. Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 75/2001;

30. Strafprozessordnung 1975, BGBl. Nr. 631, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 134/2002;

31. Universitäts-Studiengesetz, BGBl. I Nr. 48/1997,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 121/2002;

32. Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBl. Nr. 145/1988,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 78/2000;

33. Wehrgesetz 1990, BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 122/2001;

34. Wehrgesetz 2001, BGBl. I Nr. 146, in der Fassung
des Gesetzes BGBl. I Nr. 103/2002;

35. Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2001;

36. Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 65/2002.

§ 96
Übergangsbestimmungen 

zur Abfertigung

(1) Dem Vertragsbediensteten, dessen Dienstver-
hältnis vor dem 1. Juli 2003 begonnen hat, gebührt bei
der Beendigung dieses Dienstverhältnisses eine Abfer-
tigung nach den Abs. 3 bis 12 und 14, soweit in den
Abs. 2, 4, 7 und 8 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Eine Abfertigung gebührt nicht, wenn
a) das Dienstverhältnis auf bestimmte Zeit eingegan-

gen wurde und durch Zeitablauf geendet hat, es sei denn,
dass es sich um ein Dienstverhältnis zu Vertretungs-
zwecken handelt,

b) das Dienstverhältnis vom Dienstgeber nach § 74
Abs. 2 lit. a, c oder f gekündigt wurde,

c) das Dienstverhältnis vom Vertragsbediensteten ge-
kündigt wurde, soweit in den Abs. 3, 5 und 6 nichts an-
deres bestimmt ist,

d) der Vertragsbedienstete aus seinem Verschulden
entlassen wurde,

e) das Dienstverhältnis nach § 76 Abs. 3 oder 4 als
aufgelöst gilt,

f) der Vertragsbedienstete ohne wichtigen Grund
austritt,

g) das Dienstverhältnis einvernehmlich aufgelöst
wird und keine Vereinbarung über die Abfertigung zu-
stande kommt, soweit im Abs. 5 lit. b nichts anderes be-
stimmt ist,

h) das Dienstverhältnis nach § 73 Abs. 1 lit. c endet.
(3) Abweichend vom Abs. 2 gebührt dem Vertrags-

bediensteten eine Abfertigung, wenn er
a) verheiratet ist und innerhalb von sechs Monaten

nach seiner Eheschließung oder
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b) innerhalb von sechs Monaten nach der
1. Geburt eines eigenen Kindes oder
2. Annahme eines von ihm allein oder gemeinsam mit

seinem Ehegatten an Kindes statt angenommenen Kin-
des, das das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
oder

3. Übernahme eines Kindes, das das zweite Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, in unentgeltliche Pflege,
wenn das Kind im Zeitpunkt des Ausscheidens noch
lebt, oder

c) spätestens drei Monate vor dem Ablauf eines Ka-
renzurlaubes nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem
Tiroler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 oder

d) während einer Teilzeitbeschäftigung nach dem
Tiroler Mutterschutzgesetz 1998 bzw. dem Mutter-
schutzgesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzur-
laubsgesetz 1998 
das Dienstverhältnis kündigt.

(4) Aus Anlass der Eheschließung kann nur einer der
beiden Ehegatten, und auch das nur einmal, die Abfer-
tigung in Anspruch nehmen. Die Abfertigung nach
Abs. 3 lit. b bis d kann in Bezug auf dasselbe Kind nur
einmal in Anspruch genommen werden. Stehen beide
Ehepartner oder beide Elternteile (Adoptivelternteile,
Pflegeelternteile) in einem Dienstverhältnis zu einer in-
ländischen Gebietskörperschaft und hätten beide An-
spruch auf Abfertigung aus dem Anlass derselben Ehe-
schließung oder wegen desselben Kindes, so geht der
früher entstandene Anspruch dem später entstandenen
vor. Bei gleichzeitigem Entstehen der Ansprüche geht
im Falle des Abs. 3 lit. a der Anspruch des älteren Ehe-
gatten, in den Fällen des Abs. 3 lit. b bis d der Anspruch
der Mutter (Adoptivmutter, Pflegemutter) vor. Der
Anspruch nach Abs. 3 besteht nicht, wenn im Zeitpunkt
des Ausscheidens ein weiteres Dienstverhältnis zu einer
inländischen Gebietskörperschaft besteht.

(5) Abweichend vom Abs. 2 gebührt eine Abferti-
gung auch dann, wenn das Dienstverhältnis

a) mindestens drei Jahre ununterbrochen gedauert
hat und

1. nach der Vollendung des 60. Lebensjahres oder
2. wegen der Inanspruchnahme der vorzeitigen Al-

terspension bei langer Versicherungsdauer aus einer
gesetzlichen Pensionsversicherung oder

b) wegen der Inanspruchnahme
1. einer Pension aus einem Versicherungsfall der ge-

minderten Arbeitsfähigkeit aus einer gesetzlichen Pen-
sionsversicherung oder

2. einer vorzeitigen Alterspension wegen geminder-
ter Arbeitsfähigkeit aus einer gesetzlichen Pensionsver-
sicherung
durch den Vertragsbediensteten gekündigt oder einver-
nehmlich aufgelöst wird.

(6) Abweichend vom Abs. 2 gebührt eine Abferti-
gung auch dann, wenn das Dienstverhältnis mindestens
drei Jahre ununterbrochen gedauert hat und der Ver-
tragsbedienstete wegen der Inanspruchnahme einer
Gleitpension aus einer gesetzlichen Pensionsversiche-
rung das Dienstverhältnis

a) kündigt oder
b) mit einem im § 253c Abs. 2 des Allgemeinen Sozial-

versicherungsgesetzes genannten verminderten Be-
schäftigungsausmaß fortsetzt. Der Anspruch auf Ab-
fertigung nach lit. b entsteht mit dem Zeitpunkt der
Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes.

(7) Hat der Vertragsbedienstete eine Abfertigung
nach Abs. 6 erhalten, so sind die bis zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Gleitpension zurückgelegten
Dienstzeiten für einen weiteren Abfertigungsanspruch
nicht zu berücksichtigen.

(8) Hat eine Abfertigung nach Abs. 6 das nach Abs. 9
mögliche Höchstausmaß erreicht, so entsteht ab dem
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Gleitpension kein
weiterer Abfertigungsanspruch. In allen übrigen Fällen
entsteht ein weiterer Abfertigungsanspruch nur inso-
weit, als die Anzahl der der Abfertigung zugrunde ge-
legten Monatsentgelte samt allfälligen Kinderzulagen

a) anlässlich der Inanspruchnahme der Gleitpension
und

b) anlässlich der Beendigung der Inanspruchnahme
der Gleitpension
zusammen das nach Abs. 9 mögliche Höchstausmaß
nicht übersteigen.

(9) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer des
Dienstverhältnisses von

3 Jahren .................................................. das Zweifache
5 Jahren ................................................... das Dreifache

10 Jahren ................................................... das Vierfache
15 Jahren ................................................. das Sechsfache
20 Jahren ................................................. das Neunfache
25 Jahren ................................................ das Zwölffache

des dem Vertragsbediensteten für den letzten Monat des
Dienstverhältnisses gebührenden Monatsentgeltes und
der Kinderzulage.

(10) Wird das Dienstverhältnis während einer Teil-
zeitbeschäftigung nach dem Tiroler Mutterschutzgesetz
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1998 bzw. dem Mutterschutzgesetz 1979 oder dem Tiro-
ler Eltern-Karenzurlaubsgesetz 1998 infolge Kündigung
durch den Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung,
begründeten Austrittes oder einvernehmlich beendet,
so ist bei der Ermittlung des für die Höhe der Abferti-
gung maßgebenden Monatsentgeltes das der Teilzeitbe-
schäftigung vorangegangene Beschäftigungsausmaß des
Vertragsbediensteten zugrunde zu legen.

(11) In den Fällen des Abs. 3 lit. d ist bei der Ermitt-
lung des für die Höhe der Abfertigung maßgebenden
Monatsentgeltes vom Durchschnitt der während des
Dienstverhältnisses, längstens jedoch in den letzten fünf
Jahren geleisteten Wochendienstzeit unter Außeracht-
lassung der Zeiten eines Karenzurlaubes nach dem Tiro-
ler Mutterschutzgesetz l998 bzw. dem Mutterschutz-
gesetz 1979 oder dem Tiroler Eltern-Karenzurlaubsge-
setz 1998 auszugehen.

(12) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft sind zur Dauer des
Dienstverhältnisses nach Abs. 9 hinzuzurechnen. Die
Hinzurechnung ist ausgeschlossen,

a) soweit die Dienstzeit in einem anderen Dienstver-
hältnis für die Bemessung des Ruhegenusses angerech-
net wurde, wenn aus diesem Dienstverhältnis eine An-
wartschaft oder ein Anspruch auf einen Ruhegenuss
besteht;

b) wenn das Dienstverhältnis
1. noch andauert oder
2. in einer Weise beendet wurde, durch die ein Ab-

fertigungsanspruch erlosch, oder, falls Abs. 2 auf das
Dienstverhältnis anzuwenden gewesen wäre, erloschen
wäre;

c) wenn der Vertragsbedienstete bei Beendigung des
Dienstverhältnisses eine Abfertigung erhalten hat, so-
weit diese Abfertigung nicht zurückerstattet wurde;
wurde die Abfertigung teilweise zurückerstattet, so ist
die Dienstzeit in einem entsprechenden Teilausmaß hin-
zuzurechnen. Eine Rückerstattung nach § 27 Abs. 4 des
Gehaltsgesetzes 1956 ist einer vollständigen Rücker-
stattung der Abfertigung gleichzuhalten.

Die in lit. b Z. 2 angeführten Ausschlussgründe lie-
gen nicht vor, wenn das Dienstverhältnis im Einverneh-
men mit dem Dienstgeber ausschließlich deswegen be-
endet wurde, um ein Dienstverhältnis zur Stadt Inns-
bruck einzugehen, und dieses Dienstverhältnis an das
beendete Dienstverhältnis unmittelbar anschließt.

(13) Wird ein Vertragsbediensteter, der nach Abs. 3
das Dienstverhältnis gekündigt hat, innerhalb von sechs
Monaten nach der Beendigung dieses Dienstverhältnis-
ses in ein Dienstverhältnis zu einer inländischen Ge-

bietskörperschaft aufgenommen, so hat er der Stadt
Innsbruck die anlässlich der Beendigung des bisherigen
Dienstverhältnisses erhaltene Abfertigung zurückzuer-
statten.

(14) Für die Berücksichtigung einer Zeit nach § 5 für
die Bemessung der Abfertigung im nachfolgenden
Dienstverhältnis gilt Abs. 12 lit. c.

§ 97
Sonstige Bedienstete 
der Stadt Innsbruck

Die §§ 72 und 77 sind auch auf jene Bediensteten, die
in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zur Stadt
Innsbruck stehen und die nicht nach § 1 in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes fallen, sinngemäß anzu-
wenden, soweit nicht der Bund zur Regelung des Dienst-
rechtes dieser Bediensteten zuständig ist. 

§ 98
Automationsunterstützte 

Datenverarbeitung

Der Dienstgeber wird ermächtigt, die dienstrecht-
lichen, besoldungsrechtlichen, ausbildungsbezogenen
und sonstigen mit dem Dienstverhältnis in unmittel-
barem Zusammenhang stehenden personenbezogenen
Daten der im § 1 genannten Vertragsbediensteten auto-
mationsunterstützt zu verarbeiten. Soweit eine derar-
tige Verarbeitung nicht als Standardanwendung nach
§ 17 Abs. 2 Z. 6 des Datenschutzgesetzes 2000 zu mel-
den ist, darf sie erst nach ihrer Registrierung im Daten-
verarbeitungsregister aufgenommen werden.

§ 99
Schluss- und 

Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2003 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt Art. III des Gesetzes LGBl.

Nr. 85/1993, zuletzt geändert durch Art. II des Geset-
zes LGBl. Nr. 55/2002, und Art. III des Gesetzes LGBl.
Nr. 8/1995, zuletzt geändert durch Art. VII des Geset-
zes LGBl. Nr. 19/1998, außer Kraft.

(3) Vom In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an dürfen
in seinem Geltungsbereich Dienstverträge nach anderen
Vorschriften nicht mehr abgeschlossen werden. Verein-
barungen, die gegen zwingende Bestimmungen dieses
Gesetzes verstoßen, sind rechtsunwirksam, soweit im
Abs. 4 und im § 80 nichts anderes bestimmt ist.
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(4) Beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes bestehende
Dienstverträge über Dienstverhältnisse, auf die dieses
Gesetz anzuwenden ist, gelten als Dienstverträge im
Sinne dieses Gesetzes. Soweit in diesen Dienstverträgen
auf das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Tiroler
Vertragsbedienstetengesetz oder auf Beschlüsse des
Gemeinderates oder des Stadtsenates der Stadt Inns-
bruck verwiesen wird, treten an deren Stelle die ent-
sprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes. In diesen
Dienstverträgen enthaltene, von diesem Gesetz abwei-
chende Bestimmungen bleiben jedoch unberührt und
gelten als Regelungen im Sinne des § 80, soweit sie für
den Vertragsbediensteten günstiger sind als die Rege-
lungen dieses Gesetzes.

(5) Die Einstufung in die Entlohnungsstufen der
§§ 37, 38, 85 und 91 hat, ausgehend vom Vorrückungs-
stichtag, unter Berücksichtigung der für die Vorrückung
anrechenbaren Dienstzeit zu erfolgen. Ergibt sich unter
Berücksichtigung dieser Einstufung für den Vertrags-
bediensteten ein geringeres Monatsentgelt als jenes nach
dem bestehenden Dienstvertrag, so gilt dieser Dienst-
vertrag als Sondervertrag.

(6) Vertragsbedienstete der Entlohnungsgruppe b,
die eine Reifeprüfung an einer höheren Schule nicht ab-
gelegt haben und beim In-Kraft-Treten dieses Gesetzes
nach Abs. 5 in den Entlohnungsstufen 4 bis 9 eingestuft
sind, rücken nach zwei Jahren in der Entlohnungsstufe 9
in eine Entlohnungsstufe 9a mit einem Monatsentgelt
von 1.699,2 Euro vor. Die Vorrückung in die Entloh-
nungsstufe 10 erfolgt nach einem Jahr in der Entloh-
nungsstufe 9a. Vertragsbedienstete der Entlohnungs-
gruppe b, die eine Reifeprüfung an einer höheren Schule
nicht abgelegt haben und die beim In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes nach Abs. 5 in den Entlohnungsstufen 10
bis 13 eingestuft sind, rücken nach zwei Jahren in der
Entlohnungsstufe 13 in eine Entlohnungsstufe 13a mit
einem Monatsentgelt von 2.044,5 Euro vor. Die Vor-
rückung in die Entlohnungsstufe 14 erfolgt nach einem
Jahr in der Entlohnungsstufe 13a. Dies gilt nicht für Ver-
tragsbedienstete, die nach den bisher geltenden Vor-
schriften bereits ein Jahr in einer den Entlohnungsstu-
fen 3a, 9a bzw. 13a entsprechenden Entlohnungsstufe
eingestuft waren.

(7) Weist ein Vertragsbediensteter Vordienstzeiten
nach § 26 Abs. 2 Z. 1 oder Z. 4 lit. d, e oder f des Ver-
tragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der
Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 127/1999 auf, die er
in einem Beschäftigungsausmaß von weniger als der
Hälfte des für die Vollbeschäftigung vorgeschriebenen
Beschäftigungsausmaßes zurückgelegt hat und die noch
nicht zur Gänze für die Ermittlung des Vorrückungs-

stichtages berücksichtigt worden sind, so ist der Vor-
rückungsstichtag auf Ansuchen des Vertragsbedienste-
ten unter Zugrundelegung der Regelungen des § 41
rückwirkend mit dem Beginn des Dienstverhältnisses,
frühestens jedoch mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1994,
entsprechend zu verbessern. Bei Dienstverhältnissen, in
denen nach dem 31. Dezember 1993 Zeiten in einem
Beschäftigungsausmaß von weniger als der Hälfte des
für die Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Beschäfti-
gungsausmaßes zurückgelegt und nur zur Hälfte für die
Berechnung des für die Vorrückung maßgebenden Zeit-
raumes berücksichtigt wurden, sind die nach dem 1. Jän-
ner 1994 liegenden Vorrückungstermine auf Ansuchen
des Vertragsbediensteten unter Zugrundelegung der Re-
gelungen des § 40 Abs. 1 und 2 neu zu ermitteln. Dies
gilt bei Zutreffen der Voraussetzungen des ersten und
zweiten Satzes auch für ehemalige Vertragsbedienstete
sinngemäß. Ist der Vertragsbedienstete, auf den die Vo-
raussetzungen des ersten bis dritten Satzes zutreffen,
verstorben, so kann das Ansuchen auch von einer Per-
son, der als Hinterbliebener nach diesem Vertragsbe-
diensteten ein Pensionsanspruch aus der Allgemeinen
Sozialversicherung zusteht, eingebracht werden.

(8) Ansuchen nach Abs. 7 sind bei sonstiger Rechts-
unwirksamkeit bis zum Ablauf des 30. April 2004 zu
stellen. 

(9) Für besoldungsrechtliche Ansprüche, die sich aus
einer

a) nach Abs. 7 erster Satz vorgenommenen rückwir-
kenden Verbesserung des Vorrückungsstichtages auf-
grund der Anrechnung von vor dem 1. Mai 2004 lie-
genden Zeiten, 

b) nach Abs. 7 zweiter Satz vorgenommenen Neuer-
mittlung von Vorrückungsterminen
ergeben, gilt § 50 mit der Maßgabe, dass der Zeitraum
vom 14. Juli 1997 bis zum 30. April 2004 nicht auf die
Verjährungsfrist anzurechnen ist. 

(10) Wurde ein früheres Dienstverhältnis des Ver-
tragsbediensteten zur Stadt Innsbruck wegen Ausglie-
derung der Einrichtung, an der er tätig war, aus der 
Stadt beendet und hat der Vertragsbedienstete im Rah-
men eines Dienstverhältnisses weiterhin an derselben
Einrichtung Dienst versehen, so ist die Zeit dieses spä-
teren Dienstverhältnisses bei der Festsetzung des Vor-
rückungsstichtages bis zum Höchstausmaß von drei
Jahren wie eine Dienstzeit zu einer inländischen Ge-
bietskörperschaft zu behandeln. Eine Berücksichtigung
ist ausgeschlossen, wenn

a) dem Vertragsbediensteten aus Anlass der Ausglie-
derung die Möglichkeit eingeräumt worden ist, seinen
Dienst an der ausgegliederten Einrichtung weiterhin im
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Rahmen eines Dienstverhältnisses zur Stadt Innsbruck
auszuüben, und er sich für die Beendigung des Dienst-
verhältnisses zur Stadt Innsbruck entschieden hat oder

b) der Vertragsbedienstete beim Ausscheiden aus
dem Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck eine Abfer-
tigung erhalten und diese nicht zurückerstattet hat.

(11) Auf Vertragsbedienstete, die 
a) vor dem 1. Oktober 1995 in ein Dienstverhältnis

zu einer inländischen Gebietskörperschaft eingetreten
und 

b) seither ohne Unterbrechung in einem Dienstver-
hältnis oder in mehreren Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebietskörperschaft oder zu inländischen
Gebietskörperschaften gestanden sind, sind anstelle des
§ 41 die Bestimmungen des § 26 des Vertragsbediens-
tetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der Fassung des
Gesetzes BGBl. Nr. 43/1995 sinngemäß anzuwenden.
Ausschließlich durch arbeitsfreie Tage bewirkte Unter-
brechungen gelten nicht als Unterbrechungen im Sinne
der lit. b.

(12) Für die Anwendung des Abs. 11 sind folgende
Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnisse einem
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörper-
schaft gleichgestellt:

a) Wehrdienst als Zeitsoldat nach § 32 des Wehrge-
setzes 1990 bzw. nach § 23 des Wehrgesetzes 2001,

b) Teilnahme an der Eignungsausbildung nach § 2b
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948,

c) Verwendung im Unterrichtspraktikum im Sinne
des Unterrichtspraktikumsgesetzes,

d) Tätigkeit als Lehrbeauftragter im Sinne des § 2a
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissen-
schaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Univer-
sitäten und Universitäten der Künste, wenn

1. diesen Lektoren und Lehrbeauftragten bereits seit
dem 1. Jänner 1991 ununterbrochen remunerierte Lehr-
aufträge erteilt worden sind, die das im § 2a Abs. 1 und 2
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und
Prüfungstätigkeiten an Hochschulen genannte Stun-
denausmaß in den darauf folgenden Semestern im
Durchschnitt jeweils insgesamt überschritten haben
und

2. diese Lektoren und Lehrbeauftragten während die-
ses Zeitraumes in keinem anderen sozialversicherungs-
pflichtigen Dienstverhältnis gestanden sind.

(13) Die Zeit eines Karenzurlaubes, der vor dem
1. Oktober 1995 angetreten wurde und erst nach dem
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes endet, wird mit dem Tag
des Wiederantrittes des Dienstes zur Hälfte für die Vor-

rückung wirksam, soweit nicht nach § 65 Abs. 2 oder 4
eine für den Vertragsbediensteten günstigere Anrech-
nung erfolgt.

(14) Ein Vertragsbediensteter kann zugunsten einer
durch Vereinbarung geregelten Pensionsvorsorge, die für
alle der Vereinbarung beigetretenen Vertragsbediens-
teten zu generell festgesetzten Bedingungen wirksam
wird, schriftlich auf die Verwaltungsdienstzulage und
die Allgemeine Zulage ganz oder teilweise verzichten.

(15) Vertragsbediensteten, die vor dem 1. August
2000 in ein Dienstverhältnis zur Stadt Innsbruck einge-
treten sind und seither ohne Unterbrechung in diesem
Dienstverhältnis stehen, gebührt abweichend von den
§§ 37 und 39 ein Monatsentgelt, das sich nach dem Ge-
halt eines nach Verwendungsgruppe, Dienstklasse und
Gehaltsstufe vergleichbaren Beamten der Stadt Inns-
bruck jeweils so errechnet, dass sich beim vergleichba-
ren Gehalt des Beamten und beim vergleichbaren Ver-
tragsbediensteten die selbe Lohnsteuerbemessungs-
grundlage ergibt. Dabei umfassen das Entlohnungs-
schema III der Beamten die Entlohnungsgruppen p 1
bis p 5 und das Entlohnungsschema IV die Entloh-
nungsgruppen a bis e. Die Voraussetzungen für die Ein-
reihung in die Entlohnungsschemata und in die Entloh-
nungsgruppen richten sich nach den für die Beamten gel-
tenden Bestimmungen für die Dienstzweige und Ver-
wendungsgruppen. Auf diese Vertragsbediensteten sind
weiterhin die für die Beamten geltenden Bestimmungen
über die Beförderung und die Dienstalterszulage sinn-
gemäß anzuwenden.

(16) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas III beträgt:

Dienst-
klasse

Gehalts-
stufe

1 1.012,40 1.034,90 1.057,50 1.080,20 1.102,70
2 1.024,90 1.050,90 1.077,80 1.102,70 1.129,80

I 3 1.037,40 1.066,60 1.098,10 1.125,30 1.156,70
4 1.049,70 1.082,40 1.118,50 1.147,90 1.184,00
5 1.062,00 1.098,10 1.138,90 1.170,50 1.211,10

1 1.074,50 1.113,90 1.159,00 1.193,00 1.238,20
2 1.087,00 1.129,80 1.179,40 1.215,40 1.265,10

II 3 1.099,30 1.145,70 1.199,70 1.238,20 1.292,20
4 1.111,70 1.161,30 1.220,10 1.260,70 1.319,20
5 1.117,50 1.166,60 1.231,40 1.271,20 1.330,00
6 1.120,90 1.171,80 1.235,90 1.277,30 1.338,20

1 1.124,30 1.177,20 1.240,40 1.283,20 1.346,40
2 1.136,60 1.193,00 1.260,70 1.305,90 1.373,80
3 1.149,00 1.208,80 1.280,90 1.328,40 1.402,70
4 1.161,30 1.224,70 1.301,10 1.351,10 1.432,20

III 5 1.173,90 1.240,40 1.321,50 1.373,80 1.463,10
6 1.186,20 1.256,30 1.342,00 1.397,70 1.494,60
7 1.198,80 1.271,90 1.362,40 1.422,30 1.526,00
8 1.211,10 1.287,90 1.383,30 1.449,50 1.586,10
9 1.223,50 1.303,70 1.441,20 1.499,40 1.618,00

1 – – – – 1.395,40
2 – – – – 1.454,40

IV 3 – – – – 1.480,00
4 – – – – 1.544,30
5 – – – – 1.609,30
6 – – – – 1.674,50
7 – – – – 1.739,70
8 – – – – 1.805,20
9 – – – – 1.870,20

Entlohnungsgruppe
p5 p4 p3 p2 p1

Euro
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(17) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas IV beträgt:

ist, können innerhalb von acht Monaten nach dem In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes schriftlich erklären, dass
sie auf die Anwendung des Abs. 15 ausdrücklich und
unwiderruflich verzichten. Auf sie ist ab dem auf diesen
Verzicht folgenden Monatsersten Abs. 15 nicht mehr
anzuwenden. Durch diesen Verzicht gilt auch ein durch
die Stadt Innsbruck abgegebener Verzicht auf ihr Kün-
digungsrecht gegenüber dem Vertragsbediensteten als
widerrufen. Gleichzeitig erlischt auch die Anwartschaft
auf einen allfälligen, auf einen Beschluss des Gemeinde-
rates der Stadt Innsbruck vom 6. Dezember 1960 zu-
rückgehenden Rentenzuschuss. Die Einstufung dieser
Vertragsbediensteten in die Entlohnungsstufen nach
den §§ 37 und 39 erfolgt so, dass ihnen jene Entloh-
nungsstufe und jener Vorrückungstermin gebührt, die
bzw. der sich ergeben würde, wenn sie die Zeit, die 
für sie bisher für die Vorrückung maßgebend war, in der
für sie nach den §§ 37 und 39 geltenden Entlohnungs-
gruppe im Wege der Vorrückung zurückgelegt hätten.

(19) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes können
bereits von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an
erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühestens mit dem
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in Kraft treten. 

Dienst-
klasse

Gehalts-
stufe

1 1.005,70 1.050,40 1.095,40 – –
2 1.018,10 1.070,60 1.122,30 – –

I 3 1.030,50 1.090,90 1.149,10 – –
4 1.042,80 1.111,10 1.176,20 – –
5 1.055,00 1.131,40 1.203,00 – –

1 1.067,40 1.151,30 1.230,00 1.230,00 –
2 1.079,70 1.171,60 1.256,70 1.263,50 –

II 3 1.092,00 1.191,70 1.283,60 1.297,20 –
4 1.104,30 1.212,00 1.310,50 1.330,70 –
5 1.110,10 1.223,30 1.321,20 – –
6 1.113,50 1.227,70 1.329,40 – –

1 1.116,80 1.232,10 1.333,40 1.364,60 1.538,20
2 1.129,10 1.252,40 1.337,40 1.400,50 –
3 1.141,40 1.272,40 1.364,60 1.437,70 –
4 1.153,60 1.292,50 1.393,30 1.475,10 –

III 5 1.166,10 1.312,70 – – –
6 1.178,30 1.333,10 – – –
7 1.190,80 1.353,30 – – –
8 1.203,00 – – – –
9 1.215,40 – – – –

Entlohnungsgruppe
e d c b a

Euro

Gehalts-
stufe

Dienstklasse

Euro

IV V VI VII VIII IX

1 1.386,2 1.793,2 2.181,5 2.648,30 3.525,90 4.763,30
2 1.444,8 1.857,8 2.246,3 2.733,00 3.680,00 4.995,80
3 1.470,1 1.922,6 2.310,6 2.817,40 3.833,90 5.228,10
4 1.534,0 1.987,0 2.395,4 3.003,10 4.066,20 5.460,70
5 1.598,6 2.051,8 2.480,0 3.188,90 4.298,40 5.693,10
6 1.663,4 2.116,6 2.564,0 3.372,30 4.530,80 5.925,30
7 1.728,2 2.181,5 2.648,3 3.525,90 4.763,30 –
8 1.793,2 2.246,3 2.733,0 3.680,00 4.995,80 –
9 1.857,8 2.310,6 2.817,4 3.833,90 – –

(18) Vertragsbedienstete, auf die zum Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes Abs. 15 anzuwenden

Das Höchstausmaß für die Berücksichtigung der Zeit
des Hochschulstudiums nach § 41 Abs. 3 lit. c beträgt:

a) sieben Jahre für die Studienrichtungen Chemie,
Nachrichtentechnik und Elektrotechnik;

b) sechs Jahre für die Studienrichtungen Bauingenieur-
wesen, Medizin, Schiffstechnik und Technische Chemie;

c) fünfeinhalb Jahre für die Studienrichtungen Phy-
sik, Architektur, Maschinenbau, Technische Physik,

Wirtschaftsingenieurwesen, Kulturtechnik, Bergwesen,
Hüttenwesen, Erdölwesen und Markscheidewesen;

d) fünf Jahre für die Studienrichtungen Theologie,
Psychologie, Tierheilkunde, Feuerungs- und Gastech-
nik, Papier- und Zellstofftechnik, Vermessungswesen
und Forstwirtschaft;

e) viereinhalb Jahre für alle übrigen Studienrich-
tungen.

Anlage
Höchstausmaß der Studiendauer nach § 41 Abs. 3 lit. c

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Aufgrund der §§ 41, 42 und 43 in Verbindung mit 
§ 27 des Tiroler Schulorganisationsgesetzes 1991, LGBl.
Nr. 84, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 89/
2002, wird nach Anhören der gesetzlichen Schulerhal-
ter und der übrigen sprengelzugehörigen Gemeinden
sowie des Bezirksschulrates Landeck verordnet:

Artikel I

Die Anlage zur Hauptschulsprengelverordnung,
LGBl. Nr. 52/1982, zuletzt geändert durch die Verord-
nung LGBl. Nr. 57/2000, wird wie folgt geändert:

1. Der Sprengel der Hauptschule Prutz-Ried des po-
litischen Bezirkes Landeck hat zu lauten:

„Hauptschule Prutz-Ried

a) Pflichtsprengel: die Gemeindegebiete von Prutz,
Faggen, Fendels, Kaunertal, Kauns, Ried im Oberinntal
und Tösens (ohne die Gebietsteile Eggele und Über-
sachsen); die Gebietsteile Prantach, Maierhof, Posch-

ackerle, Grünig und Obwals der Gemeinde Kaunerberg
und die Gebietsteile Schönegg, Tschuppbach und
Untertösens der Gemeinde Serfaus;

b) Berechtigungssprengel: das Gemeindegebiet von
Kaunerberg (ohne die Gebietsteile Prantach, Maierhof,
Poschackerle, Grünig und Obwals), die Gebietsteile
Eggele und Übersachsen der Gemeinde Tösens.“

2. Vor dem Sprengel der Hauptschule Zams des poli-
tischen Bezirkes Landeck wird folgender Sprengel ein-
gefügt: 

„Hauptschule Serfaus-Fiss-Ladis

a) Pflichtsprengel: die Gemeindegebiete von Fiss,
Ladis und Serfaus (ohne die Gebietsteile Schönegg,
Tschuppbach und Untertösens);

b) Berechtigungssprengel: entfällt.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 2004 in Kraft.

36. Verordnung der Landesregierung vom 29. April 2003, mit der die Hauptschulsprengel-
verordnung geändert wird

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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